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Zusammenfassung 

1. Das RWI Essen hat in seiner Stellungnahme zum Zweiten Nachtrags-
haushalt 2005 im November des vorangegangenen Jahres der Landesregie-
rung bescheinigt, dass die zusätzliche Neuverschuldung des Landes in Höhe 
von 2,2 Mrd. € wegen der damit finanzierten Maßnahmen im Rahmen einer 
„Eröffnungsbilanz“ einer neuen Regierung durchaus akzeptiert werden 
kann. Vor allem die Beseitigung der Unterfinanzierung des Bau- und Lie-
genschaftsamtes NRW in Höhe von 614 Mill. € und die Kapitalzuführung an 
die landeseigene Beteiligungsverwaltungsgesellschaft in Höhe von 
330 Mill. € waren notwendige Maßnahmen, um die Transparenz des Haus-
haltes, insbesondere den mittlerweile in NRW erreichten Schuldenstand 
betreffend, zu erhöhen. 

2. Positiv bewerten wir, dass die Landesregierung angefangen mit der Haus-
haltssperre nach Übernahme der Amtsgeschäfte im Mai 2005 über die Ein-
setzung der „Kommission zu Situation und Perspektive des Landeshaushal-
tes NRW“ und den im November 2005 vorgelegten Zweiten Nachtrags-
haushalt bis hin zum hier zu beurteilenden Entwurf für den Haushalt 2006 
und die mittelfristige Finanzplanung bis 2009 offensichtlich der Konsolidie-
rung des Haushaltes höchste Priorität einräumt. Die Landesregierung hat 
sich mit den nunmehr vorgelegten Planungen, die ein dreistufiges Sanie-
rungskonzept beinhalten, eindeutig auf eine Konsolidierung des Landes-
haushaltes verständigt und die einzelnen Schritte hierzu ausgewiesen: Im 
ersten Schritt werden mit dem Entwurf für den Haushalt 2006 Maßnahmen 
zur Rückführung der Nettoneuverschuldung ergriffen. Der zweite Schritt 
wird durch die vorgelegte mittelfristige Finanzplanung bis zum Jahr 2009 
dargelegt und der dritte Schritt besteht aus bundespolitischen Maßnahmen, 
auf die die nordrhein-westfälische Landesregierung einen merklichen Ein-
fluss haben dürfte und deren den Haushalt eventuell entlastende Wirkungen 
in vollem Umfang zur Rückführung der Neuverschuldung genutzt werden 
sollen. 

3. Die im Haushalt 2006 und darüber hinaus bis 2009 vorgesehenen Einspa-
rungen sind richtige Schritte zur Sanierung des äußerst angespannten Haus-
haltes in Nordrhein-Westfalen. Die Möglichkeiten zur Generierung zusätz-
licher Einnahmen sind für eine Landesregierung begrenzt. Die Konsolidie-
rung von Landeshaushalten muss deshalb konsequent über eine Reduzie-
rung der Ausgaben erfolgen. Die vorgenommenen Einsparungen sind in 
ihrem Volumen durchaus beachtlich. Vor allem überzeugt die Struktur der 
Ausgabenkürzungen, deren Schwerpunkte richtigerweise bei den Personal-
ausgaben und den eher konsumtiven Ausgaben des Landes, wie den ver-
traglichen Leistungen und den Förderprogrammen, gesetzt wurden. Der 
Schlüssel zur Sanierung des Landeshaushaltes liegt in der Begrenzung und 



6 RWI Essen 

gegebenenfalls Reduzierung der Ausgaben. Positiv ist zu bewerten, dass die 
Landesregierung auch hier eine klare Aussage trifft: Die Ausgaben sollen 
sich an den erwarteten Einnahmen orientieren. Der im Haushalt 2006 ver-
anschlagte und zumindest bis 2008 geplante Ausgabenanstieg bleibt deutlich 
unter dem Zuwachs von 1 %, den der Finanzplanungsrat zur Begrenzung 
des Ausgabenwachstums (im Juni 2004) vorgegeben hat. Allerdings über-
schreitet der für 2009 geplante Ausgabenzuwachs um 1,3 % diese Grenze 
merklich. 

4. Trotz der positiven Beurteilung des Gesamtkonzeptes, der Intensität und 
der Schwerpunktsetzung bleibt es auch in der mittleren Frist bei einer kriti-
schen Lage des Haushaltes. Die geplante jährliche Reduzierung der Netto-
neuverschuldung kommt nur langsam voran. Sie überschreitet nach den 
vorgelegten Plänen bis inklusive 2009 die Summe der eigenfinanzierten 
Investitionen. Es besteht weiterhin ein immenser Konsolidierungsbedarf. 
Unter der Annahme, dass die Einnahmen (ohne Schuldenaufnahme) des 
Landes sich so entwickeln wie erwartet, müsste die Landesregierung jährlich 
zusätzlich zu den vorgesehenen Einsparungen etwa 2,6 Mrd. € (2006), 
1,6 Mrd. € (2007), 1,0 Mrd. € (2008) und 0,6 Mrd. € (2009) weniger ausge-
ben, um die Nettoneuverschuldung unter der Summe der eigenfinanzierten 
Investitionen zu halten. Mit Blick auf die Reaktionen, die die aktuellen 
Kürzungen von Ausgaben bei den Betroffenen hervorgerufen haben, muss 
man jedoch anerkennen, dass es kaum noch „leicht“ zu nutzende Hand-
lungsspielräume gibt.  

5. Auch wenn der politische Widerstand von Betroffenen bei weiteren Ein-
sparungen eher noch heftiger sein dürfte: prinzipiell gibt es weitere Mög-
lichkeiten, die Ausgaben zu senken. Dies betrifft vor allem Fragen der staat-
lichen Übernahme von Aufgaben an sich und ganz besonders die Effektivi-
tät bei der Aufgabenerfüllung. So verständlich es ist, dass die Landesregie-
rung bei vielen Posten des Haushaltes weitere Kürzungen ausschließt, weil 
sie ansonsten nach eigener Bewertung ihrem Verfassungsauftrag nicht mehr 
nachkäme, so „weich“ sind die Definitionen des Verfassungsgemäßen im 
Einzelnen und damit die Festlegung von Ausgabenansätzen, die demnach 
auf keinen Fall unterschritten werden dürften. In einem Widerstreit der – 
durchaus plausibel vorzutragenden – Verfassungsaufträge würden wir aller-
dings dem verfassungsgemäßen Haushalt höchste Priorität einräumen, um 
das Schaffen eines Präzedenzfalles zu vermeiden. Vor der Landesregierung 
liegt also die schwierige Aufgabe, die geplanten Sanierungsschritte im 
Haushaltsvollzug umzusetzen, zugleich aber permanent weitere Einsparpo-
tenziale zu identifizieren und diese konsequent zur weiteren Rückführung 
der Ausgaben bzw. zur stärkeren Begrenzung ihres Anstiegs zu nutzen. Dies 
wird auch die Anforderung bleiben, wenn die Nettoneuverschuldung zu-
rückgeführt wird. Denn der bereits erreichte Schuldenstand wächst stetig 
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weiter, solange neue Schulden gemacht werden (Abbildung 1). Will man 
erreichen, dass die Schuldenstandsquote, also der Anteil der gesamten 
Schulden am BIP, nicht mehr anwächst, müssen sogar (Primär-
)Überschüsse erzielt werden, mit denen die Zinsenverpflichtungen begli-
chen werden können.  

6. Die Bundesregierung setzt bei ihrer Strategie zur Konsolidierung des 
Bundeshaushaltes auch auf umfangreiche Steuererhöhungen – insbesondere 
durch die Anhebung des Regelsatzes der Mehrwertsteuer um 3 %-Punkte. 
Die Landesregierung hat richtigerweise hierfür keine zusätzlichen Einnah-
men eingeplant. Allerdings dürften die Anreize für die Regierung des hoch 
verschuldeten Landes NRW nicht gering sein, über ihre Einflussnahme auf 
die Bundespolitik und über die Entscheidungsgewalt im Bundesrat den 
geplanten Steuererhöhungen zuzustimmen und sich davon in nicht unerheb-
lichem Umfang eine Entlastung des eigenen Haushaltes zu versprechen. Wir 
sehen zum einen die Möglichkeit, dass die Steuererhöhungen sich negativ 
auf die wirtschaftliche Entwicklung auswirken könnten. Das würde auch für 
Nordrhein-Westfalen die Steuereinnahmen an anderer Stelle vermindern. 
Zum anderen besteht die Gefahr, dass zusätzliche Einnahmen für das Land 
und damit eine „Verbesserung“ der Einnahmeseite ein Nachlassen in den 
Konsolidierungsanstrengungen zur Folge haben könnte. Es gibt aus unserer 
Sicht keine Alternative zur strukturellen Verbesserung des Haushaltes über 
eine Rückführung der Ausgaben. 

7. Die Landesregierung verschafft den Gemeinden durch die Umstellung 
der Berechung der Verbundgrundlagen von Haushaltsansätzen auf 
Ist-Zahlen einer zeitnahen Referenzperiode eine größere Planungssicher-
heit: Die Kreditierung entfällt. Größere fiskalische Übergangsprobleme sind 
für die Gemeinden damit nicht verbunden. Die Schlüsselzuweisungen wer-
den allerdings künftig der Einnahmeentwicklung hinterherhinken. Darüber 
hinaus stärkt die Landesregierung richtigerweise die allokative Funktion des 
kommunalen Finanzausgleichs, indem sie die Zweckzuweisungen in die 
Etats der Fachressorts einstellt. Die Neuordnung des kommunalen Finan-
zierungsbeitrags zur Deutschen Einigung hat schließlich zur Folge, dass 
steuerschwache Gemeinden entlastet und steuerstarke, insbesondere ge-
werbesteuerstarke Gemeinden belastet werden.  

8. Über die mittelfristige Perspektive hinaus müssen Haushalte „nachhaltig“ 
sein und eine Balance von Leistungen und Belastungen der derzeit und der 
in Zukunft lebenden Generationen herstellen. Die ergriffenen Konsolidie-
rungsmaßnahmen gehen – wie oben dargestellt – aus unserer Sicht in die 
richtige Richtung, sie garantieren aber noch keineswegs den finanzpoliti-
schen Handlungsspielraum, den eine intergenerativ gerechte Politik erfor-
dert. Um etwa allein die aktuelle Schuldenstandsquote zu stabilisieren, 
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müssten die geplanten Ausgaben des Jahres 2006 um weitere 4 Mrd. € oder 
9,2 % der geplanten und um die Zinsausgaben verminderten „bereinigten 
Gesamtausgaben“ gekürzt werden. Ein erhebliches Problem stellt in diesem 
Zusammenhang auch die implizite Verschuldung durch die Pensionsver-
pflichtungen des Landes dar. Sie beliefen sich in 2001 auf 92,8 Mrd. €. Die 
Bildung der Versorgungsrücklage sowie des neu eingerichteten Versor-
gungsfonds sind adäquate Mittel, diesem Problem zu begegnen. Eine lang-
fristige Sanierung des Landeshaushaltes erfordert jedoch nicht nur eine 
Rückführung von Ausgaben, sondern auch qualitative Maßnahmen, die an 
der Haushaltsstruktur ansetzen. 

9. Nicht alle Maßnahmen, die zur Konsolidierung des Landeshaushaltes 
beitragen, wurden von der neuen Landesregierung initiiert. Folglich tut sie 
gut daran, im Entwurf zum Haushalt 2006 und in der mittelfristigen Finanz-
planung auf die von der Vorgängerregierung auf den Weg gebrachten Maß-
nahmen einzugehen und aufzuzeigen, wo begonnene Reformen weiterge-
führt werden. Nicht alle Erfolge bei der Haushaltssanierung können der 
neuen Landesregierung zugeordnet werden. 

Abbildung 1 

 Schuldenstand und Finanzierungssaldo
1970 bis 2009; in Mrd. ¤

Eigene Berechnungen auf der Basis der fortlaufenden Finanzpläne Nordrhein-Westfalens. 
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Tabelle 1 
Eckwerte der NRW-Haushalts- und Finanzplanung 
 2004 2005 2006 2007 2008 2009 

Finanzplanung 2004 bis 20081       

Bereinigte Gesamtausgaben, Mill. € 48 712 49 432 48 216 49 479 50 188  

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 2,7 1,5 -2,5 2,6 1,4  

Steuereinnahmen, Mill. € 33 900 34 340 35 970 37 530 39 060  

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 1,5 1,3 4,7 4,3 4,1  

Eigenfinanzierte Investitionsausgaben, 
Mill. € 

3 665 5 212  3 900 4 000 4 100  

Schuldenaufnahme netto, Mill. € 6 913 5 172 3 900 3 800 3 100  

Abweichung von der Kreditobergrenze, 
Mill. € 

+3 248 -40 0 -200 -1 000  

Finanzplanung 2005 bis 20092       

Bereinigte Gesamtausgaben, Mill. € 48 102  51 065 48 471 48 800 49 200 49 800 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 1,4 6,2 -5,1 0,7 0,8 1,2 

Steuereinnahmen, Mill. € 33 912 34 340 34 945 36 285 37 490 38 645 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 1,5 1,3 1,8 3,8 3,3 3,1 

Eigenfinanzierte Investitionsausgaben, 
Mill. € 

3 665 5 964 3 297 3 500 3 400 3 300 

Schuldenaufnahme netto, Mill. € 6 724 7 389 5 888 5 100 4 400 3 900 

Abweichung von der Kreditobergrenze, 
Mill. € +3 059 

+1 425 +2 591 +1 600 +1 000 +600 

Wirtschaftliche Aktivität:       

Nominales BIP, Mrd. € 481,4      

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 2,5      

Reales BIP, Mrd. € 445,8 450,0 a 456,8a    

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %  1,4 0,9 1,5    

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland     

AKS-Vorgaben Mai 2005       

Nominales BIP, Mrd. € 2 177,0  2211,6 2 264,1 2 329,5 2 396,8 2 466,0 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 2,3 1,6 2,4 2,9 2,9 2,9 

Reales BIP, Mrd. € 2 016,1 2 036,1 2 068,1 2 105,4 2 143,3 2 182,0 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %  1,6 1,0 1,6 1,8 1,8 1,8 

AKS-Vorgaben November 2005       

Nominales BIP, Mrd. € 2 215,8 2 243,5 2 284,4    

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 2,4 1,3 1,8    

Reales BIP, Mrd. € 2 119,4 2 136,5 2 162,6    

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %  1,6 0,8 1,2    

Jahreswirtschaftsbericht 20063       

Nominales BIP, Mrd. € 2 215,7 2 244,0 2 293,4    

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 2,4 1,3 2,2    

Reales BIP,  2000 = 100 102,8 103,7 105,2    

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %  1,6 0,9 1,4    

RWI- Konjunkturprognose4       

Nominales BIP, Mrd. € 2215,7 2245,5 2303,5 2372,0   

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 2,4 1,3 2,6 3,0   

Reales BIP,  2000 = 100 102,8 103,7 105,6 107,0   

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %  1,6 0,9 1,8 1,3   

12004: Zweiter Nachtrag; 2005: Erster Nachtrag. – Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucksache 13/6100 vom 23. November 2005. 
– 22005: Zweiter Nachtrag. – Landtag Nordrhein-Westfalen, Drucksache 14/190 vom 30.01.2006. – 3Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie (Hrsg.) (2006), Reformieren, investieren, Zukunft gestalten – 3Politik für mehr Arbeit in Deutsch-
land. Jahreswirtschaftsbericht 2006. – 4Döhrn, R. et al. (2006), Aufschwung kräftigt sich. RWI-Konjunkturberichte 57 (1): 25-
71. – a Döhrn et al. (2005), Konjunkturbericht für Nordrhein-Westfalen. RWI: Materialien 23. RWI Essen.  
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I. Einnahmeseite 

1. Welche Maßnahmen sind aus Ihrer Sicht geeignet, eine Verbesserung 
der Einnahmenseite zu bewirken? 

Landesregierungen haben nur sehr eingeschränkte Möglichkeiten, in auto-
nomer Regie Einnahmen in größerem Umfang zu generieren, weil sie keine 
Gesetzgebungskompetenz bei den ertragreichen Steuern haben. Selbst bei 
den Steuern, die komplett dem Land zufließen, haben Landesregierungen 
nicht die alleinige Gesetzgebungskompetenz. Allerdings sind sie über ihre 
Entscheidungsgewalt im Bundesrat maßgeblich an den Ausgestaltungen der 
Steuergesetze beteiligt, die die Gemeinschaftsteuern betreffen und können 
somit Einfluss auf die Höhe der ihnen über den Steuerverbund zufließenden 
Steuereinnahmen ausüben. Die Anreize für die Regierung des hoch ver-
schuldeten Landes NRW dürften erheblich sein, über ihren Einfluss auf die 
Finanzpolitik des Bundes und über die Entscheidungsgewalt im Bundesrat 
den auf Bundesebene geplanten Erhöhungen bei der Mehrwertsteuer und 
der Einkommensteuer (Reichensteuer) zuzustimmen und sich davon in 
nicht unerheblichem Umfang eine Entlastung des eigenen Haushaltes zu 
versprechen. 

Bei allen Steuern bleibt dann als Handlungsfeld, durch eine effektivere 
Erhebung der Steuern Effizienzreserven zu realisieren. Allerdings verblei-
ben die hierbei erzielten Erfolge nicht unbedingt beim jeweiligen Land, weil 
der Finanzausgleich noch nivellierend eingreift. Auch bei den Verwaltungs-
einnahmen sehen wir keine Spielräume, die einen nennenswerten Konsoli-
dierungsbeitrag leisten könnten. Obwohl die vom Land erhobenen Gebüh-
ren für Leistungen des Landes eventuell nicht in allen Fällen für eine Kos-
tendeckung sorgen, ist hier doch bereits mittelfristig eher mit sinkenden 
Einnahmen zu rechnen, weil die Verwaltungen „schlanker“ und die Bürger 
Dienstleistungen zunehmend auch online in Anspruch nehmen werden. 

Höhere Einnahmen lassen sich grundsätzlich durch weitere Veräußerungen 
von Landesvermögen erzielen. Mit diesen Erlösen lässt sich der Haushalt 
jedoch nicht nachhaltig entlasten, weil es sich um einmalige Einnahmen 
handelt, die die Landesregierung nicht von der Aufgabe entbinden, die 
Haushalte strukturell zu konsolidieren, also dafür zu sorgen, dass die lau-
fenden Ausgaben durch die laufenden Einnahmen gedeckt sind. 
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2. Wie beurteilen Sie die Annahme der Landesregierung, das Steuerein-
nahmewachstum im Jahr 2006 mit 1,8 vH zu veranschlagen im Vergleich 
zur Praxis der Vorjahre, auch unter Berücksichtigung des Aufkommens 
(Ist) der Vorjahre? 

Die Landesregierung legt in ihrer Haushalts- und Finanzplanung in diesem 
Jahr einen Anstieg des Steueraufkommens – im Vergleich zum Soll 2005 – 
von 1,8 %

1
 und in den Jahren 2007 bis 2009 von durchschnittlich 3,4 % 

zugrunde (Tabelle 1). Sie hat damit die Steueransätze der alten Landesre-
gierung erheblich nach unten korrigiert. Diese hatte aus der Mittelfrist-
schätzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ (AKS) vom Frühjahr 
2004 ein Plus von 4,8% für 2006 und von 4,2 bzw. 4,3% in den Folgejahren 
abgeleitet. Diese Schätzung basierte auf einer sehr optimistischen gesamt-
wirtschaftlichen Zielprojektion der damaligen Bundesregierung, die einen 
Zuwachs des nominalen BIP in den Jahren 2006 bis 2008 von durchschnitt-
lich 3,4 % je Jahr unterstellt hatte. 

Der Haushaltsansatz für das Steueraufkommen in NRW im Jahr 2006 wur-
de aus der Kurzfristprognose von November 2005 abgeleitet. Zudem wur-
den die finanziellen Auswirkungen der im Dezember 2005 beschlossenen 
Steuerrechtsänderungen berücksichtigt. Der AKS hatte auf Basis eines von 
der Bundesregierung vorgegebenen realen BIP-Wachstums von 1,2 % (no-
minal: 1,8 %) einen Anstieg des Steueraufkommens in Deutschland und den 
westdeutschen Bundesländern von jeweils 2,1 % prognostiziert. Die NRW-
Steueransätze für die mittlere Frist wurden hingegen aus der Mittelfrist-
prognose des AKS vom Mai 2005 abgeleitet, in der auf Basis des vorgege-
benen BIP-Wachstums von durchschnittlich 1,8 % (nominal: 2,9 %) für die 
Jahre 2007 bis 2009 ein jährlicher Anstieg des Steueraufkommens von 3,2 % 
für Deutschland und von 3,4 % für die westdeutschen Bundesländer ge-
schätzt wurde. Die Landesregierung hat bei den mittelfristigen Steueransät-
zen allerdings einen Sicherheitsabschlag von einem halben Prozentpunkt 
vorgenommen und zudem die aus den beschlossenen Steuerrechtsänderun-
gen zu erwartenden Mehreinnahmen einkalkuliert. 

Der NRW-Haushaltsansatz für das Steueraufkommen 2006 ist vorsichtig 
kalkuliert, da er von einem Wirtschaftswachstum ausgeht, das eher am unte-
ren Rand des Prognosespektrums liegt. Die Bundesregierung hat ihre ge-
samtwirtschaftliche Prognose mittlerweile nach oben korrigiert und legt in 
ihrer Haushaltsplanung ein reales BIP-Wachstum von 1,4 % zugrunde 
(BMWi 2006; BMF 2006). Aktuelle Prognosen schätzen die konjunkturelle 

                                                           
1 Das tatsächliche Steueraufkommen fiel 2005 mit 34,7 Mrd. € um 360 Mill. € höher als er-

wartet aus. Verglichen hiermit ist der Steueransatz für 2006 nur um 0,7 % höher angesetzt. 
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Erholung im laufenden Jahr noch positiver ein: so erwartet das RWI ein 
reales Wachstum des BIP von 1,8 % (Döhrn et al. 2006), das IfW sogar von 
2,1 % (IfW 2006). Auch in NRW setzt sich die Konjunkturbelebung in die-
sem Jahr fort, wenngleich das Wirtschaftswachstum etwas schwächer ausfal-
len dürfte als im übrigen Bundesgebiet (Döhrn et al. 2005).  

Angesichts des 2005 höher als erwartet ausgefallenen Steueraufkommens 
und der leichten Verbesserung der wirtschaftlichen Lage ist – anders als in 
den Jahren 2001 bis 2005 – das Risiko gering, dass die Steuerschätzung im 
laufenden Jahr aufgrund unerwarteter Konjunkturschwäche nach unten 
revidiert werden muss. Außerdem sind zeitlich begrenzte Steuerrechtsände-
rungen, wie die mit der Steuerreform 2000 verbundenen Neuregelungen, 
und Sonderfaktoren, wie die Umsatzsteuerausfälle aufgrund von betrügeri-
schen Karussellgeschäften, die in den vergangenen Jahren das Steuerauf-
kommen gedrückt haben, mittlerweile entfallen oder werden in ihrer Wir-
kung beschränkt. 

Während die aktuellen Prognosen des Wirtschaftswachstums im laufenden 
Jahr Mehreinnahmen erwarten lassen – ein im gesamten Bundesgebiet um 
0,5 %-Punkte höheres Wachstum ist voraussichtlich mit Mehreinnahmen 
von etwa 2 ½ Mrd. € verbunden –, wirken sich die verabschiedeten Steuer-
rechtsänderungen per saldo leicht dämpfend aus. Zwar können aus dem 
Abbau von Steuervergünstigungen und steuerlichen Sonderregelungen

2
 

(www.rwi-essen.de/kchronik) und aus der verstärkten Bekämpfung des Um-
satzsteuerbetrugs in NRW Mehreinahmen in Höhe von reichlich 0,1 Mrd. € 
erwartet werden. Dem stehen jedoch Mindereinnahmen von 0,3 Mrd. € aus 
Steuererleichterungen gegenüber, von denen sich die Bundesregierung Im-
pulse für mehr Investitionen und Beschäftigung sowie eine verbesserte Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf verspricht

3
. Diese Steuerausfälle sind in 

der Haushaltsplanung von NRW noch nicht kalkuliert, weil der entspre-
chende Gesetzentwurf erst am 8. Januar 2006 in den Bundestag eingebracht 
und am 17. März verabschiedet wurde. 

                                                           
2 Es wurden die Verlustverrechnungen aus Steuerstundungsmodellen eingeschränkt, die Ei-

genheimzulage für Neufälle abgeschafft und mit dem Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches 
Sofortprogramm weitere Steuervergünstigungen abgebaut: so wurden u.a die Steuerbefreiung 
für Abfindungen, für Übergangsgelder, für Heirats- und Geburtshilfen abgeschafft sowie die 
degressive Abschreibung für Mietwohngebäude gestrichen. Außerdem wurde die steuerliche 
Absetzbarkeit von privaten Steuerberaterkosten eingeschränkt. 

3 So werden zum einen die Abschreibungsregelungen temporär großzügiger ausgestaltet und 
die Umsatzsteuergrenze bei der Ist-Besteuerung ausgedehnt. Zum anderen werden private 
Aufwendungen für Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen im Haushalt und für Kinder-
betreuungskosten steuerlich gefördert sowie die steuerliche Förderung von Betreuungsleistun-
gen für pflegebedürftige Personen erweitert. 
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Die für die mittlere Frist von der Landesregierung vorgenommene Korrek-
tur der Aufkommenserwartungen um einen halben Prozentpunkt war ein 
Schritt in die richtige Richtung, denn auch die aktuelle Mittelfristprognose 
des AKS basiert mit einem Zuwachs des nominalen BIP von 2,9 % je Jahr 
auf einer optimistischen gesamtwirtschaftlichen Zielprojektion der vormali-
gen Bundesregierung für die Jahre 2007 bis 2009. Die Wirtschaftsfor-
schungsinstitute hatten in ihrer Frühjahrsprognose 2005 angesichts des ge-
ringen Trendwachstums von reichlich 1 % hingegen empfohlen, bei den 
finanzwirtschaftlichen Planungen von einem Anstieg des nominalen BIP 
von etwas mehr als 2 % auszugehen (ARGE 2005). Für NRW ist ein zusätz-
licher Sicherheitsabschlag sinnvoll, denn die wirtschaftliche Entwicklung 
verlief hier in den vergangenen Jahren schwächer als im Bundesdurchschnitt 
und es ist angesichts bestehender Strukturprobleme fraglich, ob sie mittel-
fristig mit der Entwicklung im Bundesgebiet Schritt halten wird. 

3. Wie beurteilen Sie, dass Einnahmeverbesserungen aus Privatisierungs-
erlösen und Beteiligungsveräußerungen im Haushaltsplanentwurf nicht 
etatisiert sind? Inwiefern unterscheidet sich der Haushaltsplanentwurf 
in diesem Punkte von Planentwürfen der Vorjahre gerade in Bezug auf 
das Aufkommen (Ist) solcher Ansätze? 

Das Land erzielte in den Haushaltsjahren 2000 bis 2004 Erlöse in Höhe von 
knapp 263 Mill. € aus Veräußerungen von Beteiligungen und in Höhe von 
gut 16 Mill. € aus der Veräußerung der Restbeteiligung an der Landesent-
wicklungsgesellschaft. Im Haushalt 2005 wurden 108 bzw. 3,8 Mill. € veran-
schlagt. Die Landesregierung geht offensichtlich davon aus, dass im laufen-
den Haushaltsjahr keine Privatisierungserlöse zu erzielen sind. Es ist des-
halb haushaltsrechtlich auch folgerichtig, keine Erlöse zu veranschlagen. Sie 
verweist darauf, dass mögliche weitere Privatisierungserlöse erst in den 
kommenden Jahren erzielt werden können. Eventuelle zukünftige Einnah-
men hat die Landesregierung in den Planungen nicht berücksichtigt, weil 
diese ohne konkrete Vorhaben auch richtiger Weise als zu unsicher einge-
schätzt werden. 

In der Vergangenheit wurden wiederholt Veräußerungserlöse erzielt, die 
nicht in den Haushaltsplanungen vorgesehen waren. Ob und in welcher 
Höhe solche Einnahmen die kommenden Haushalte entlasten werden, lässt 
sich ohne eine Analyse aktueller Beteiligungen des Landes nicht vorhersa-
gen. Privatisierungspotenzial dürfte in erster Linie der Finanz- und Immobi-
liensektor sowie das Verkehrs- und Messewesen bieten. Unabhängig von 
konkret zu erwartenden Privatisierungserlösen gilt, dass die Einnahmen 
nicht zur Finanzierung laufender Ausgaben oder zur Schließung von kurz-
fristig entstehenden Haushaltslücken verwendet werden sollten. Angemes-
sen ist es dagegen, sie für Investitionen und damit zum Vermögensaufbau 
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oder zum Abbau der bereits angehäuften öffentlichen Verschuldung einzu-
setzen.  

4. Wie beurteilen Sie, dass der Haushaltsplanentwurf in Kapitel 12 700 
Titel 182 00 (Sondervermögen Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nord-
rhein-Westfalen – Darlehensrückflüsse) einen Einnahmeansatz in Höhe 
von 44 Mio. € vorsieht, insbesondere im Vergleich zu den Ansätzen in 
vorangegangenen Haushaltsjahren; ggf. unter Berücksichtigung des 
Aufkommens (Ist)? 

Bei Gründung des Bau- und Liegenschaftsbetriebs (BLB) wurden diesem 
große Teile des Immobilienbesitzes des Landes4 gegen Wertersatz in Form 
von Verbindlichkeiten übertragen. Dieses innere Darlehen hat eine Min-
destlaufzeit von 10 Jahren; der BLB kann ansonsten die Tilgung in Abhän-
gigkeit von seinen wirtschaftlichen Möglichkeiten und in Absprache mit 
dem Finanzministerium gestalten. Um eine haushaltsneutrale Finanzierung 
der Ausgliederung sicherzustellen, wurde eine „rechnerische“ Verzinsung 
von 9,8 % beschlossen, die den angenommenen, marktüblichen Zins von 
6,2 % bei weitem überschreitet. Für die Differenz wurden sog. Zinsabgren-
zungen (sonstige Verbindlichkeiten) zu Lasten des Eigenkapitals gebildet. 
Sie werden mit fortschreitender Tilgung als erfolgsneutrale Einstellung in 
die Kapitalrücklage ausgewiesen. 

Die bisherige Tilgung der inneren Darlehen hat ihren vorläufigen Höchst-
stand in 2004 mit 172 Mill. € erreicht. Der Haushaltsansatz 2005 sah zwar 
eine deutliche Steigerung der Darlehensrückflüsse auf 266 Mill. € vor, diese 
wurden aber im Nachtragshaushalt auf 36 Mill. € reduziert. Auch im laufen-
den und im kommenden Haushaltsjahr bleiben die Darlehensrückflüsse 
hinter den ursprünglichen Planungen zurück. Die Finanzplanung 2004 bis 
2008 ging noch für die Jahre 2006 und 2007 von Darlehensrückflüssen in 
Höhe von je 47 Mill. € aus. Der Haushaltsplan 2006 weist nur 44 Mill. € aus; 
laut Finanzplanung wird 2007, 2008 und 2009 die Tilgung völlig ausgesetzt. 
Diesen Mindereinnahmen stehen aber gleich bleibend hohe Landeseinnah-
men aus der Finanzierungsanlastung von 556 Mill. € p.a. gegenüber, die aber 
das Betriebsergebnis der BLB belasten. Darüber hinaus wird mit der Til-
gungsstreckung auf eine Verstärkung des Eigenkapitals verzichtet, die an-
sonsten durch die Verringerung der sonstigen Verbindlichkeiten bzw. der 
Zinsabgrenzungen möglich gewesen wäre. 

Der BLB war ausweislich des Testats von PricewaterhouseCoopers zum 
31.12.2004 bilanziell überschuldet (Finanzministerium des Landes Nord-

                                                           
4 Ausgenommen  wurden u.a. Land- und Forstwirtschaftliches Betriebsvermögen und Stra-

ßen. 
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rhein-Westfalen, 2005). Es wird zudem darauf hingewiesen, dass gemäß der 
Planungen des BLB auch künftig weitere Verluste zu erwarten sind. Die 
Tilgungsstreckung gerade der hochverzinslichen Verbindlichkeiten gegen-
über dem Land deutet in der Tat darauf hin, dass der BLB auch künftig 
wirtschaftlich unter Druck steht. Er verzeichnet nach wie vor operative, 
wenngleich abnehmende Verluste: von 97,2 Mill. € 20045 über 19,0 Mill. € 
2005 auf voraussichtlich 19,5 Mill. € in 2006. Das operative Ergebnis in 2006 
kann danach nicht verbessert werden, obwohl allein die Zinsbelastungen 
gegenüber 2005 um 47 Mill. € und die Aufwendungen insgesamt um 
131 Mill. € zurückgeführt werden sollen. Möglicherweise können auch nicht 
im gewünschten Umfang Immobilien veräußert werden, die höhere Tilgun-
gen erlauben würden.  

5. Wie ist es aus ökonomischer Sicht zu beurteilen, dass ggf. bundespoli-
tisch begründete Haushaltsverbesserungen im HH-Entwurf 2006 nicht 
enthalten sind? 

Die Haushaltsansätze für das NRW-Steueraufkommen im Jahr 2006 basie-
ren zum einen auf der Kurzfristprognose des AKS vom November 2005. 
Diese ging vom geltenden Steuerrecht aus und berücksichtigte dementspre-
chend die geplanten, im Bundestag zu dieser Zeit noch nicht verabschiede-
ten Steuerrechtsänderungen nicht. Zum anderen erfassen diese Ansätze die 
finanziellen Auswirkungen der im Dezember 2005 im Bundestag verab-
schiedeten Steuerrechtsänderungen, wie das Gesetz zum Einstieg in ein 
steuerliches Sofortprogramm, das Gesetz zur Abschaffung der Eigenheim-
zulage und das Gesetz zur Beschränkung der Verlustverrechnung mit Steu-
erstundungsmodellen (Tabelle 2), die – wie in der Antwort auf Frage 2 dar-
gestellt – zu Mehreinnahmen in NRW führen. Weitere „bundespolitisch 
begründete Haushaltsverbesserungen“ waren nicht zu berücksichtigen. 

Die Auswirkungen der mittlerweile vom Bundestag verabschiedeten steuer-
lichen Maßnahmen zur Förderung von Wachstum und Beschäftigung sind 
im NRW-Haushaltsentwurf aber noch nicht berücksichtigt. Die hieraus bei 
den Bundesländern erwarteten Mindereinnahmen werden auf 1,1 Mrd. € 
veranschlagt. Die Verabschiedung dieses Gesetzentwurfs ist angesichts der 
Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat gesichert. Zu einer realitätsnahen 
Haushalts- und Finanzplanung würde es beitragen, wenn die Landesregie-
rung ihre Steueransätze um Korrekturposten für diese Steuerrechtsände-
rungen ergänzen würde. Erforderlich wäre für 2006 ein Abschlag von knapp  

                                                           
5 Ohne Sondereffekte aus außerplanmäßigen Abschreibungen und ertragswirksamer Auflö-

sung der Rückstellung. 
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Tabelle 2 

Finanzielle Auswirkungen bundespolitisch begründeter Steuerrechtsänderungen1 auf die 
Bundesländer 
Haushaltsent- (+) und -belastungen (-) in Mill.€ gegenüber 2005 
 2006 2007 2008 2009 

Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm  15 254 427 465 

Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage  95 632 947 1 262 

Gesetz zur Beschränkung der Verlustverrechnung mit 
Steuerstundungsmodellen 

221 652 861 861 

Gesetz zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltun-
gen  

107 258 335 334 

Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung  

-1 149 -2 081 -2 342 -1716 

Entwurf eines Haushaltbegleitgesetzes 2006 -106 5 807 6 788 6 866 

Summe  -817 5 522 7 016 8 072 
1Ohne makroökonomische Rückwirkungen. – Eigene Berechnungen nach Angaben des Bun-
desministeriums der Finanzen. 

 

0,3 Mrd. €. Die Landesregierung würde damit noch konsequenter den An-
forderungen einer vorsichtigen Haushaltsplanung entsprechen. 

II. Ausgabeseite 

6. Welche Möglichkeiten weiterer Einsparungen bestehen aus Ihrer Sicht? 

Weitere Einsparungen sind grundsätzlich möglich. Exemplarisch sei die 
Investitionsförderung der Regierung im Bereich des Ministeriums für Bau-
en und Verkehr ausgewählt. Die neue Landesregierung hat die Investitions-
ausgaben im Einzelplan 14 um 123 Mill. € auf knapp 1,4 Mrd. € in 2006 er-
höht. Zwar trugen zu diesem Anstieg nicht die Ausgaben im Kapitel „För-
derung des Wohnungsbaus“ bei – diese wurden sogar insgesamt um rd. 
169 Mill. € reduziert – aber in einzelnen Bereichen wurden auch hier Förde-
rungen aufgestockt. Bei einem Gesamtvolumen des Wohnungsbaupro-
gramms von 940 Mill. € wurden neue Programme zur Förderung von Wohn-
eigentum aufgelegt und z. B. zur Förderung des Mietwohnungsbaus in Bal-
lungsräumen aufgestockt. Die Anzahl der geförderten Mietwohnungen war 
seit 1997 deutlich verringert worden. Um nun gezielt Investitionsanreize auf 
„angespannten“ Wohnungsmärkten zu schaffen, wurden die Förderpauscha-
len in Städten mit Mietstufen 4 bis 6 um jeweils 100 € pro Quadratmeter 
erhöht.  

Wir beurteilen das Ausmaß der geplanten Förderungen im Wohnungsbe-
reich nach wie vor skeptisch. Eingriffe des Landes in den Wohnungsmarkt 
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beeinträchtigen die Entstehung einer größeren und effizienten privaten 
Investitionstätigkeit aus unserer Sicht eher negativ. Eine Förderung in Städ-
ten wie Köln, Düsseldorf oder Münster könnte zudem die unerwünschte 
Nebenwirkung haben, dass mehr Menschen etwa dem Ruhrgebiet den Rü-
cken kehren.  

Zur Konsolidierungsstrategie passt auch nicht so recht, dass bei der Fehlbe-
legungsabgabe und bei den Zinsen auf Förderdarlehen nicht alle Möglich-
keiten zur Erzielung von Einnahmen genutzt werden. Erstere wird abge-
schafft, wodurch bis 2009 ein Einnahmeausfall von rund 90 Mill. € entsteht, 
und Zinsen auf im Rahmen von Förderdarlehen entstandene Forderungen 
werden in 2006 und 2007 eingefroren. Auch ein hoher Verwaltungsaufwand 
rechtfertigt solche Maßnahmen nicht. Die Erhebung der Fehlbelegungsab-
gabe wäre auch kostengünstiger möglich. 

Auch die bei der stark subventionierten Steinkohle bestehenden Einsparpo-
tenziale könnten zumindest mittelfristig stärker ausgeschöpft werden. Dies 
ist nicht nur zur Rückgewinnung budgetärer Handlungsspielräume, sondern 
auch aus allokativer Sicht geboten, weil diese Subventionen den notwendi-
gen Strukturwandel in den betroffenen Regionen verlangsamen. Das bis 
zum Jahr 2010 geplante Einsparvolumen von 750 Mill. € ist gering angesetzt, 
lassen doch die vertraglichen Verpflichtungen ab 2008 weitere Kürzungen 
zu. Die Landesregierung sollte mittelfristig auch eine weitergehende Rück-
führung der Steinkohlesubventionen einplanen.  

7. Welche kurz- und mittelfristige Wirkung entfaltet die pauschale 1,5 vH 
Stelleneinsparung (bis 2010 2965 Stellen) zusätzlich zum Abbau vorhan-
dener kw-Vermerke? 

Personalausgaben bilden den größten Ausgabenposten im Landeshaushalt: 
Im Jahr 2005 handelt es sich um 39,9 % der bereinigten Gesamtausgaben, 
im Jahr 2006 sollen es nach Haushaltsplanung 38,9 % sein (Tabelle 3 und 
Abbildung 2). Von den Personalausgaben entfallen rd. 63 % auf den Be-
reich Schule, Wissenschaft und Forschung, 15 % auf den Bereich Inneres, 
10 % auf den Bereich Justiz und 7 % auf den Bereich Finanzen. Damit stel-
len die Personalausgaben einerseits das größte Potenzial für Konsolidie-
rungsmaßnahmen des Landes dar, andererseits sind gerade beim Personal 
die Spielräume für kurzfristige Kürzungen der Ausgaben erheblich einge-
schränkt. 

Die Landesregierung nutzt nach ihrem Haushaltsentwurf für 2006 und der 
mittelfristigen Finanzplanung vor allem zwei Möglichkeiten, um mit einem 
weiteren Stellenabbau in der Landesverwaltung die Ausgaben zu senken: 
Zum einen die pauschale Kürzung von Stellen um 1,5 % und zum anderen  
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Tabelle 3 

Entwicklung der Personalausgaben im NRW-Haushalt 2005 – 2009 
Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 

Bereinigte Gesamtausgaben in Mrd. € 51,1 48,5 48,8 49,2 49,8 

Steuereinnahmen in Mrd. € 34,3 34,9 36,3 37,5 38,6 

Personalausgaben in Mrd. € 20,4 18,9 19,0 19,3 19,6 

Veränd. gegenüber Vorjahr in %  - - 7,34 0,9 1,1 1,7 

Personal-Ausgaben-Quote1 in % 39,93 38,94 39,0 39,1 39,3 

Sondereffekte u. Umbuchungen4  - + 1,64 + 1,7 + 1,7 + 1,7 

Um Sondereffekte u. Umbuchungen 

bereinigte Personalausgaben in Mrd. € 
 - 20,5 20,7 21,0 21,3 

Personal-Ausgaben-Quote1 in % 39,93 38,94 39,0 39,1 39,3 
Personal-Ausgaben-Quote in % 
- unter Berücksichtigung der Sonder-

effekte4  
 - 42,3 42,2 42,5 42,6 

Personal-Steuer-Quote2 in % 59,33 54,04 52,5 51,4 50,7 

Finanzplanung des Landes Nordrhein-Westfalen 2005 bis 2009, Landtag Nordrhein-Westfalen, 
Vorlage 14/190 vom 30.01.2006. – 1Anteil der Personalausgaben an den bereinigten Gesamtaus-
gaben. – 2Anteil der Personalausgaben an den Steuereinnahmen. – 3Sondereffekte (WestLB, 
BLG NRW, BVG NRW). – 4In 2006 Einmaleffekt auf Grund der vom Land zu zahlenden 13 
Monatsbeiträge an Sozialversicherungen (106 Mill. €), ab 2006 dauerhafte Minderung der 
Personalausgaben durch Umbuchung (Umstellung der Hochschulen auf Globalhaushalte und 
Herausnahme der aus Drittmitteln finanzierten Personalausgaben). 

 

den beschleunigten Abbau von kw-Vermerken. Mit Ausnahme der Berei-
che Schule und Hochschule sowie der Kernbereiche von Polizei, Justiz und 
Finanzverwaltung, bei denen immerhin die Verwaltungen in den Stellenab-
bau einbezogen werden sollen, will die Landesregierung, beginnend mit 
dem Haushalt 2006, jährlich kontinuierlich 1,5 % der  Stellen einsparen. Bis 
zum Jahr 2010 sollen so zusätzlich zu dem beschleunigten Abbau von kw-
Stellen knapp 3 000 Stellen abgebaut werden. 

Das größte Potenzial für Einsparungen bei den Personalausgaben bietet der 
beschleunigte Abbau von kw-Stellen. Insgesamt gab es zum Stichtag 
1.1.2006 in der gesamten Landesverwaltung 12 400 kw-Stellen (Tabelle 4). 
Darunter sind 2 000 Lehrerstellen, rd. 850 Stellen in Hochschulen, rd. 350 
Stellen, die künftig nur dann wegfallen, wenn bestimmte Bedingungen ein-
treten (etwa bundesgesetzliche Regelungen), und rd. 3 000 Stellen, die auch 
im Rahmen der 1,5 %-igen pauschalen Kürzung (s.o.) berücksichtigt sind. 
Von der Summe der kw-Vermerke sind bis Ende 2006 rd. 3 100 fällig; wer-
den hiervon – wie in den Vorjahren – rund 2 000 Stellen abgebaut, ließen 
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sich etwa 80 Mio. € einsparen. Insgesamt verbleiben rd. 9 300 kw-Stellen, die 
beschleunigt abgebaut werden könnten. 

Die Frage ist allerdings, wie ein forcierter Abbau von kw-Stellen gelingen 
kann, also konkret in welchen Bereichen schon vorzeitig weitere kw-Stellen 
abgebaut werden können. Dieser Abbau muss natürlich unter für den Lan-
deshaushalt vertretbaren Bedingungen erfolgen, d.h. die durch den Stellen-
abbau eingesparten Mittel müssen höher ausfallen als etwaige zusätzliche 
Ausgaben, die durch die – unten noch genauer zu bewertenden – Maßnah-
men anfallen könnten. Die zentralen Instrumente zur Ausgabensenkung 
sind laut Landesregierung das mit dem Haushalt 2006 neu eingeführte Per-
sonaleinsatzmanagement (auf das in der Antwort auf Frage 10 näher einge-
gangen wird) und die verstärkte Nutzung von Altersteilzeitregelungen. Um 
erfolgreich Personalausgaben reduzieren zu können, sollen wenn notwendig 
auch Gesetzesänderungen vorgenommen werden, wie etwa beim Personal-
vertretungsrecht. 

Abbildung 2 

 Investitions-, Personal- und Zinsausgaben des Landes Nordrhein-Westfalen
1970 bis 2009; in Mrd. ¤

Fortlaufende Finanzpläne des Landes Nordrhein-Westfalen.
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Die Altersteilzeitregelung (ATZ) bietet Mitarbeitern ab dem 55. Lebens-
jahr die Möglichkeit, die Arbeitszeit auf 50 % zu reduzieren. Dabei kann 
ein Mitarbeiter diese Arbeitszeit im Block (z.B. 5 Jahre Arbeit, 5 Jahre 
Freistellung) oder in Teilzeit (bis zu 10 Jahre durchgehend 50 % der Ar-
beitszeit) anbieten. Die Altersteilzeitregelung hat sich nach Angaben der 
Landesregierung in der Vergangenheit als probates Mittel für einen be-
schleunigten Abbau von kw-Vermerken erwiesen. Demnach erfolgten seit 
1998 rd. 500 vorgezogene Realisierungen von kw-Vermerken. Allerdings ist 
 



20 RWI Essen 

Tabelle 4 
kw-Stellen in der NRW-Landesverwaltung am Stichtag 1.1.2006 
Bereiche/Beschreibung insgesamt in 2006 fällig ab 2007 fällig 

Allgemein (inkl. AZV1) 6 200 1 800 4 400 

Lehrer 2 000 500 1 500 

Hochschulen 850 180 670 

Unter Vorbehalt2 350 70 280 

1,5 %-ige Einsparung 3 0003 550 2 450 

Summe 12 400 3 100 9 300 

Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen, Vorlage an den Unterausschuss „Perso-
nal“ des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags von 19.1.2006. – 1AVZ = Arbeitszeit-
verlängerung. – 2kw-Vermerke, die vom Eintritt einer Bedingung abhängig sind (z.B. einer 
zukünftigen bundesgesetzlichen Regelung). – 3Bis zum Ende der Legislaturperiode. 

 

aufgrund des Kabinettbeschlusses aus dem Jahre 2002 die ATZ im Ange-
stelltenbereich zwar noch durchgehend möglich, bei den Beamten allerdings 
nur noch bei den kw-Stellen und im Schulbereich. Bedingung für die An-
wendung von ATZ ist, dass für die in diesem Arbeitsbereich verbleibenden 
Mitarbeiter die Arbeitsverdichtung nicht unzumutbar ansteigt. Derzeit prüft 
die Landesregierung, ob und in welchem Umfang die ATZ verstärkt genutzt 
werden kann.  

Ein schnellerer Abbau von kw-Stellen wurde zwar in der Vergangenheit mit 
der so genannten 58-er Regelung erzielt, bei der die Mitarbeiter ab dem 58. 
Lebensjahr in den Ruhestand eintreten, aber zum Beispiel im Beamtenbe-
reich bis zur Regelaltersgrenze von 63 Jahren immerhin noch 70 % des 
Bruttogehaltes bezogen haben. Obwohl mit dieser Regelung etwa viermal 
so viele kw-Vermerke abgebaut werden konnten, ist sie aus Sicht des Lan-
des unwirtschaftlich, weil die so ausscheidenden Mitarbeiter den Landes-
diensten überhaupt nicht mehr zur Verfügung stehen, ihre „Stellen“ aber 
nach wie vor Kosten verursachen. Die Kosten eines beschleunigten Abbaus 
von kw-Stellen sind hier eindeutig zu hoch. 

Dies gilt in ähnlichem Ausmaß auch für die Abfindungsregelung, die 2001 
befristet eingeführt wurde. Unbefristet Beschäftigten konnte demnach die 
Zahlung einer Abfindung in Höhe von 30 677 € angeboten werden, wenn sie 
der Auflösung ihres Arbeitsvertrages zustimmten. Die Regelung wurde von 
der vorherigen Regierung nicht über das Ende des Jahres 2004 hinaus ver-
längert, weil die Zahl der Auflösungsverträge im Jahr 2004 auf die ver-
gleichsweise geringe Zahl von 40 gesunken war.  

Eine nur geringe Wirkung verspricht sich die Landesregierung von einem 
formalen Einstellungsstopp. Eine Wirkung könnte hiermit nur dann erzielt 
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werden, wenn es keine ausreichende Zahl von kw-Vermerken gäbe. Daran 
mangelt es aber nicht; es geht vielmehr um eine Beschleunigung beim Ab-
bau dieser Stellen. Dies setzt voraus, dass die Mitarbeiter vorzeitig ihre Stel-
le aufgeben. Ein Aufschub bei den Einstellungen setzt also am falschen 
Ende des Problems an. Zudem wäre es kontraproduktiv, wenn das Land 
gänzlich auf die Einstellung von neuen Mitarbeitern verzichten würde, auch 
wenn dies aus überzeugenden Gründen geboten wäre (etwa dann, wenn ein 
Bewerber mit seiner Qualifikation exakt auf das Anforderungsprofil einer 
zu besetzenden Stelle passt und kein vergleichbar qualifizierter Mitarbeiter 
aus einem anderen Bereich auf die zu besetzende Stelle wechseln könnte). 

Ebenfalls eine geringe Wirkung auf einen beschleunigten Abbau von kw-
Stellen erwartet die Landesregierung davon, dass sie die bereits geprüften 
Beamtenanwärter nicht in den Beamtendienst aufnehmen würde. Sofern für 
eine Übernahme eine Rechtspflicht besteht, gibt es natürlich auch keinen 
Handlungsspielraum. Ohne eine solche kann für die bereits geprüften Be-
amtenanwärter auch für eine Übernahme in ein Beamtenverhältnis spre-
chen, dass der Staat bei Beginn der Ausbildung eine solche Übernahme 
implizit verspricht. Deshalb wäre ein anderes Verhalten der Landesregie-
rung im Nachhinein vermutlich mit negativen Reaktionen verbunden. An-
ders sieht es aus, wenn die Landesregierung bereits vor Beginn der Ausbil-
dung ankündigen würde, die Übernahme in das Beamtenverhältnis nicht 
„automatisch“ nach Abschluss der Ausbildung vorzunehmen. Hier könnte 
man sich einen gewissen Wettbewerb der Anwärter um die schnellste Über-
nahme vorstellen. Kurzfristig sind natürlich hiervon keine Effekte für einen 
beschleunigten Abbau von kw-Vermerken zu erwarten. 

Die Frage, wie viele Beamtenanwärter überhaupt ausgebildet werden müs-
sen, sollte in Zukunft in enger Abstimmung mit dem Personaleinsatzmana-
gement beantwortet werden. Der Bedarf an nachrückenden Beamten sollte 
sich dabei auch an der mit einer Einstellung einhergehenden Pensionsver-
pflichtung orientieren. Jedenfalls ist es kein gutes Argument, die Beamten-
anwärter allein schon deshalb zu übernehmen, weil die Ausbildungskosten 
hoch sind. Gerade wegen der hohen Ausbildungskosten und den entstehen-
den Pensionsverpflichtungen ist darauf zu achten, dass nicht über Bedarf 
ausgebildet wird. Ebenso wie grundsätzlich diskutiert werden muss, ob be-
stimmte Leistungen überhaupt vom Staat zu erbringen sind, gilt es auch 
kritisch zu überprüfen, welche Leistungen zwingend von Mitarbeitern des 
Staates in Beamtenstellung erbracht werden müssen.  
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8. Was bedeutet eine Kürzung bei den Verpflichtungsermächtigungen um 
durchschnittlich 25 vH im Hinblick auf zukünftige Haushalte? 

Bei der Erstellung eines Haushaltes gilt der Grundsatz der Jährlichkeit. 
Verpflichtungsermächtigungen sind – von diesem Grundsatz abweichend – 
Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen zur Leistung von Aus-
gaben in künftigen Jahren. Somit ermächtigt das Parlament die Verwaltung 
schon heute, zukünftige Haushalte in rechtlich bindender Form zu belasten. 
Ziel ist es, der Exekutive ein Instrument an die Hand zu geben, mit dem sie 
auch bei der Finanzierung mehrjähriger Projekte Planungssicherheit ge-
währleisten kann. 

Die Kosten eines Haushaltjahres, die von Anfang an schon fest reserviert 
sind – vor allem für die Personalkosten, die Beiträge im Rahmen des Län-
derfinanzausgleichs und die Zinslast –, sind heute schon sehr hoch und wer-
den durch Verpflichtungsermächtigungen weiter erhöht. Umso geringer 
sind die Spielräume zur Realisierung anderer Landesaufgaben. Insgesamt 
sind, beginnend mit dem Jahr 2006, die zukünftigen Haushalte des Landes 
mit 10,7 Mrd. € durch Verpflichtungsermächtigungen belastet (ohne Dis-
kontierung der zukünftigen Beträge). Die höchsten Posten weisen dabei das 
Ministerium für Bauen und Verkehr (3,9 Mrd. €), das Finanzministerium 
(1,2 Mrd. €) und das Ministerium für Wirtschaft und Energie (rd. 
1,0 Mrd. €) auf. Es besteht deshalb die Gefahr, dass in zukünftigen Haus-
haltsjahren zukunftweisende Investitionen, zu nur noch geringerem Maße 
innenfinanziert werden können. Der Spielraum für Einsparungen oder gar 
Schuldentilgung wird weiter eingeengt. 

Kürzungen bei den Verpflichtungsermächtigungen sind also zu begrüßen, 
denn sie erhöhen die Flexibilität bei der Mittelverwendung in der Zukunft. 
Verpflichtungsermächtigungen sind aber auch unter polit-ökonomischen 
Aspekten zu bewerten, denn sie können von einzelnen Ressorts durchaus 
dafür genutzt werden, um in zukünftigen Haushalten Kürzungen bei eige-
nen Projekten zu begrenzen. Mit der Verringerung der Ermächtigungen 
werden weniger Projekte vor Einsparungen geschützt.  

Tabelle 5 weist aus, dass die fälligen Verpflichtungsermächtigungen in 2006 
einen Anteil von gut 4,7 % der gesamten Landesausgaben ausmachen. Die-
ser Anteil wird in 2007 auf einen Wert von über 6,1 % steigen, aber danach 
bis auf 2 % in 2009 fallen; damit werden die Verpflichtungsermächtigungen 
nur noch einen kleinen Teil der Haushaltsmittel binden. 

Im ersten Haushaltsentwurf für 2005 wurden insgesamt neue Verpflich-
tungsermächtigungen in Höhe von 2,9 Mrd. € angesetzt. Laut der jeweiligen 
Beilage 1 zu den Einzelplänen des Haushaltsplanentwurfs 2006 wurden in 
2005 letztlich aber Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 3,6 Mrd. €  
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Tabelle 5 
Anteil der fälligen Verpflichtungsermächtigungen an den NRW-Landesausgaben 2006 bis 2009 

Jahr 2006 2007 2008 2009 

Ausgaben, in Mrd. € 48,5 48,9 49,3 50 

VE, fällig, in Mrd. € 2,3 3 2 1 

VE-Quote (%) 4,7 6,1 4,1 2,0 

Quelle: Finanzplanung 2005-2009. 

 

Tabelle 6 
Anteil der neu angesetzten Verpflichtungsermächtigungen (VE) an den  
NRW-Landesausgaben 

Jahr  2001 2002 2003 2004 2005 2006 

Ausgaben, ber., in Mrd. € 48,1 47,9 47,4 48,1 50,1 48,5 

VE (neu), in Mrd. € 6,4 3,8 8,4 3,3 3,6 3,5 

VE–Quote (neu) in % 13,3 7,9 17,7 6,9 7,2 7,2 

Quelle: Jahresbericht 2005 des Landesrechnungshofs NRW, Haushaltsrechnung, S. 25, und 
Finanzplanung des Landes Nordrhein-Westfalen 2005 bis 2009. 

 

neu erteilt. Für 2006 werden laut Haushaltsplanentwurf nun Verpflichtungs-
ermächtigungen im Volumen von 3,5 Mrd. € neu angesetzt; dies sind rd. 
97 Mill. € oder knapp 2,7 % weniger als im Jahr 2005. Da Verpflichtungser-
mächtigungen meist mit größeren Projekten in Zusammenhang stehen, un-
terliegen sie naturgemäß großen Schwankungen. Deshalb ist ein Jahresver-
gleich nur bedingt aussagekräftig. Rückschlüsse können erst durch eine 
historische Einbettung über einen längeren Zeitraum gezogen werden.  

Bildet man den Quotienten aus allen neu angesetzten Verpflichtungser-
mächtigungen eines Jahres und den gesamten Ausgaben des Jahres (VE–
Quote, neu), zeigt sich, welcher Anteil an den im Haushaltsjahr 2006 ge-
planten Ausgaben heute zusätzlich neu für zukünftige Haushaltsjahre reser-
viert wird. Tabelle 6 zeigt den historischen Verlauf der VE–Quote (neu), 
der sich aus dem Haushaltsplanentwurf 2006 und den Angaben des Landes-
rechnungshofs im Jahresbericht 2005 ergibt.  

Die VE-Quote (neu) steigt 2006 leicht an, da die Landesausgaben noch 
stärker fallen als die Verpflichtungsermächtigungen. Die Einsparungen sind 
also bei den Ausgaben in 2006 stärker als bei den schon verpflichtenden 
zukünftigen Ausgaben. Die durchschnittliche VE-Quote (neu) lag zwischen 
2001 und 2005 bei 10,3 %. Die Quote von 7,2 % in 2006 liegt also unter dem 
Durchschnitt und signalisiert, dass die neue Landesregierung die Möglich-
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keit, Ausgaben mittels Verpflichtungsermächtigungen heute schon fest für 
zukünftige Haushalte einzuplanen, in geringerem Maße nutzt. 

9. Wie beurteilen Sie das Verhältnis der Kürzung bei investiven Beschaf-
fungen um 10 vH (Einsparvolumen von 40 Mio. €) zu der Kürzung bei 
landesgesetzlichen Leistungen und der Förderprogramme um bis zu 
20 vH im Hinblick auf die Wirkung auf die Struktur des Haushalts? 

Zunächst sei festgestellt, dass die Kürzungen sowohl bei den investiven Be-
schaffungen als auch bei den landesgesetzlichen Leistungen und den För-
derprogrammen zu begrüßen sind. Der Schwerpunkt der Einsparungen liegt 
eindeutig bei den Kürzungen der landesgesetzlichen Leistungen 
(936 Mill. €) und der Förderprogramme (165 Mill. €), die zusammen zu dau-
erhaft wirksamen Einsparungen in Höhe von gut 1,1 Mrd. € führen. 

Die Kürzungen beim Erwerb von beweglichen Sachen im Rahmen von In-
vestitionsausgaben und Investitionsförderungsmaßnahmen schmälern zwar 
diese Ausgabevolumina – was für sich genommen den verfassungsgemäßen 
Verschuldungsspielraum einengt –, setzen aber an einem durchaus wichti-
gen Bereich für weitere Einsparmöglichkeiten an (Tabelle 7). Damit setzt 
die Landesregierung die sinnvolle Empfehlung der Kommission zu Situation 
und Perspektive des Landeshaushaltes NRW (2005) um, keinen Bereich bei 
der Nutzung von Effizienzreserven auszunehmen. Dabei wurde auch ein 
durchaus Erfolg versprechender Sparansatz gewählt: Das Finanzministeri-
um gibt eine pauschal zu erbringende Senkung von Ausgaben in einer be-
stimmten Obergruppe vor und die Ressorts müssen die hier relevanten 
Ausgaben im Haushaltsjahr so koordinieren, dass die Vorgabe erfüllt wird. 
Nicht in allen Fällen wird sich die pauschale Kürzungsvorgabe gleichmäßig 
auf die Ressorts verteilen lassen. Wie erfolgreich diese Strategie sein wird, 
wird sich folglich im Haushaltsvollzug zeigen müssen. 

Mit den umfangreichen Kürzungen bei den landesgesetzlichen Leistungen 
und den Förderprogrammen setzt die Landesregierung mit ihrem Sanie-
rungskonzept auch in den Bereichen an, in denen der politische Widerstand 
am größten ist, weil die Betroffenen hier klar auszumachen sind und sich 
deren Interessen oftmals leicht organisieren und deshalb wirkungsvoll arti-
kulieren lassen. Gewährte Leistungen einzuschränken ist der schwierigste 
Teil der Haushaltspolitik. Wir sehen aber angesichts der dargelegten Konso-
lidierungsaufgaben keine Chance für eine erfolgreiche Sanierung des Haus-
haltes, wenn auf diese Maßnahmen verzichtet wird. Angesichts der dramati-
schen Folgen weiter ansteigender Schulden und der damit verbundenen 
zunehmenden Zinsbelastung für den Haushalt gilt aus unserer Sicht viel-
mehr: Es zu lange mit zu vielen gut meinen zu wollen, kann am Ende bedeu-
ten, es für niemanden mehr gut machen zu können. 
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Tabelle 7 
Entwicklung der Investitionen des Landes NRW 
Jahr  2005 2006 2007 2008 2009 

Eigenfinanzierte Investitionen in Mrd. € 6,0 3,3 3,5 3,4 3,3 

Fremdfinanzierte Investitionen in Mrd. € 1,2 1,2 1,1 0,9 0,9 

Investitionen insgesamt in Mrd. € 7,2 4,5 4,5 4,3 4,2 

Veränd. gegenüber dem Vorjahr in %  -37,9 1,7 -4,3 -2,6 

Sondereffekte u. Umbuchungen in Mrd. € -2,3a 0,1b 0,1b  0,1b  0,1b  

Um Sondereffekte und Umbuchungen berei-
nigte Investitionen in Mrd. € 4,8 4,5 4,6 4,4 4,3 

Investitionsquote1 in % 
14,1 9,2 9,3 8,8 8,5 

bereinigte Investitionsquote1 in % 
9,5 9,4 9,4 9,0 8,6 

aBeihilfeverfahren WestLB, Kapitalzuführung an den Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW und 
die landeseigene Beteiligungsgesellschaft. – bDie Schulpauschale wird ab 2006 erstmals zu 15 % 
(70 Mill. €) konsumtiv veranschlagt. – 1Anteil der Investitionsausgaben an den bereinigten 
Gesamtausgaben. Finanzplanung des Landes Nordrhein-Westfalen 2005 bis 2009, Landtag 
Nordrhein-Westfalen, Vorlage 14/190 vom 30.01.2006. 

10. Wie ist aus Ihrer Sicht die mit dem Haushaltsplanentwurf 2006 flächen-
deckend mit dem Ziel einer dezentralen Ressourcenverantwortung ein-
geführte Personalausgabenbudgetierung zu beurteilen, nicht zuletzt im 
Hinblick auf mögliche Effizienzgewinne? 

Mit dem Haushalt 2006 hat die Landesregierung die sog. Personalausgaben-
budgetierung eingeführt. Damit soll die Verantwortlichkeit für den Perso-
naleinsatz zumindest zum Teil dezentralisiert werden, denn die Ressorts 
sollen in eigener Verantwortung entscheiden können, wie sie die Mittel 
einer frei gewordenen Stelle verwenden. Sie können die Stelle sofort oder 
zu einem späteren Zeitpunkt wieder besetzen, oder die Mittel für zusätzli-
che Sachmittel einsetzen. Diese höhere Flexibilität des Ressourceneinsatzes 
auf der unteren Organisationsebene ist positiv zu bewerten. Im Vorgriff auf 
die von der Landesregierung hiervon erwarteten Effizienzreserven wurde 
auf Basis der Ist-Ausgaben des Jahres 2004 eine Effizienzdividende in der 
Höhe von 0,5 % der gesamten Ausgaben in den Haushalt eingestellt. Allein 
diese Maßnahme soll somit Einsparungen in Höhe von 35 Mill. € einbrin-
gen. 

11. Wie beurteilen Sie den weitestgehenden Verzicht auf die Ausbringung 
einer unspezifischen Globalen Minderausgabe in Gruppe 972? 

Der Ausweis globaler Minderausgaben ist mittlerweile ein gängiges Instru-
ment zur kurzfristigen, quantitativen Haushaltskonsolidierung. Er kann 
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zweierlei bedeuten: Die Exekutive weiß zurzeit der Haushaltsaufstellung 
noch nicht, wo und in welchem Umfang Kürzungen möglich sind. Diese 
sollen erst im Haushaltsvollzug erwirtschaft werden. Man ist sich mögli-
cherweise auch des Erfolges geplanter Sanierungsmaßnahmen nicht sicher. 
Globale Minderausgaben sind allerdings ein zweischneidiges Schwert: Die 
mit globalen Minderausgaben verbundene Dezentralisierung der „Kür-
zungsentscheidungen“ ermöglicht zwar die Nutzung ressortspezifischer In-
formationsvorsprünge, entzieht aber zugleich Teile des Haushalts faktisch 
der parlamentarischen Kontrolle. 

Auch die neue Landesregierung greift auf dieses Instrument zurück, setzt es 
aber erheblich zurückhaltender ein als die vorherige. Während die alte Fi-
nanzplanung noch unspezifizierte globale Minderausgaben (netto) in Höhe 
von jahresdurchschnittlich 1,7 % der bereinigten Gesamtausgaben vorsah, 
belaufen diese sich in der aktuellen Finanzplanung auf etwa 1 %. Damit gibt 
die Landesregierung zu erkennen, dass sie ihre Haushaltsansätze für realis-
tisch hält. Zugleich hält sie den Konsolidierungsdruck im Haushaltsvollzug 
noch aufrecht. Hier ist unserer Einschätzung nach ein guter Mittelweg ge-
funden worden. Mit Blick auf die angestrebte Modernisierung der öffentli-
chen Verwaltung und dem damit verbundenen Übergang zu Globalbudgets 
dürfte das Instrument der globalen Minderausgaben zukünftig an Bedeu-
tung verlieren. 

Wie bereits erläutert verzichtet die Landesregierung für das Haushaltsjahr 
2006 faktisch auf die Ausweisung von unspezifizierten globalen Minderaus-
gaben. Stattdessen werden spezifizierte globale Minderausgaben ausgewie-
sen. Dies ist zu begrüßen, weil diese Vorgehensweise die Budgettransparenz 
erhöht. Im Einzelnen werden globale Minderausgaben für Personal in Höhe 
von 256, 8 Mill. € und sächliche Verwaltungsausgaben in Höhe 118,3 Mill. € 
veranschlagt. Die Minderausgaben für Personal sollen durch eine pauschale 
Stellenkürzung von 1,5 % sowie tarifliche Maßnahmen, wie etwa die Kür-
zung des Weihnachtsgeldes für Beamte und Versorgungsempfänger 
(220 Mill. €), erwirtschaftet werden. Ihnen stehen allerdings zentral veran-
schlagte globale Mehrausgaben in Höhe von 224 Mill. € gegenüber. Dieser 
Ansatz wurde gegenüber dem Vorjahr um 189 Mill. € erhöht.  
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12. Wie beurteilen Sie die Änderungen im Gemeindefinanzierungsgesetz 
für das Haushaltsjahr 2006?  

und 

13. Wie beurteilen Sie eine Rückzahlung der Kreditierungen in Höhe von 
674 Mio. € zu einem späteren Zeitpunkt? 

Das Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) 2006 weist fünf wesentliche Neu-
erungen auf: 

− Die Verbundgrundlagen werden auf der Basis von Ist-Zahlen einer Re-
ferenzperiode und nicht mehr auf Basis von Haushaltsansätzen ermittelt. 

− Das Befrachtungsvolumen wird zurückgeführt. 

− Der Wegfall des Solidarbeitragsgesetzes wirkt sich auf das Gemeindefi-
nanzierungsgesetz bzw. den kommunalen Finanzausgleich aus. 

− Bisherige Zweckzuweisungen im Rahmen des GFG werden in die Etats 
der zuständigen Ressorts übernommen. 

− Zukünftig soll der Verbundsatz zentraler Steuerungsparameter sein, 
nicht Einzelmaßnahmen. 

Die Berechnung des obligatorischen und fakultativen Steuerverbundes er-
folgt ab 2006 auf der Basis von Ist-Aufkommen der Steuereinnahmen des 
Landes einer vorangegangenen Referenzperiode anstelle der geschätzten 
Haushaltsansatze. Die Umstellung der Berechnungsgrundlage bietet den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden eine größere Planungssicherheit: 
Kreditierungen entfallen künftig. Das Risiko zyklischer Schwankungen des 
Steuerverbundes bleibt dagegen unverändert. Die Schlüsselzuweisungen 
werden fortan der Aufkommensentwicklung hinterherhinken. Dies führt 
dazu, dass die Gemeinden in Aufschwungphasen erst später von den wach-
senden Einnahmen profitieren. Umgekehrt wirkt sich auch eine schwächere 
Einnahmeentwicklung nur zeitverzögert auf den kommunalen Haushalt aus. 
Dies hat den Vorteil, dass diese sich anhand der kassenmäßigen Entwick-
lung der Steuern darauf vorbereiten können. Es wird sich allerdings erst in 
Zukunft zeigen, ob das Land in Zeiten fiskalischer Anspannung wirklich 
bereit ist, erwartete Einbrüche der Steuereinnahmen nicht unmittelbar an 
die Gemeinden weiterzugeben.  

Die Umstellung der Berechnung auf Ist-Zahlen wirft zum jetzigen Zeit-
punkt keine größeren fiskalischen Übergangsprobleme auf. Unter Berück-
sichtigung des Länderfinanzausgleichs bei der Bereinigung der Gemein-
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schaftsteuern müssen die Gemeinden aktuell auf 6,9 Mill. € verzichten. 
Rechnet man den Länderfinanzausgleich heraus, so reduziert sich die origi-
näre Verbundmasse gegenüber dem bisherigen Berechnungsmodus aller-
dings um ca. 44,2 Mill. € (Tabelle 8). 

Die originäre Verbundmasse wird üblicherweise noch um Kreditierungen, 
Abrechnungen und sog. Befrachtungsvolumen korrigiert. So sind im Haus-
haltsjahr 2006 674 Mill. € von der kommunalen Ebene an das Land zu leis-
ten, die die alte Landesregierung den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
trotz angespannter Haushaltslage kreditiert hatte. Der Rückzahlungszeit-
punkt ist insoweit günstig, als in diesem Jahr mit einer deutlich günstigeren 
Steuerentwicklung zu rechnen ist. Problematisch ist allerdings, dass die ori-
ginäre Verbundmasse in einer nach wie vor schwierigen kommunalen Fi-
nanzsituation um 10 % gekürzt wird. Der Landeshaushalt steht aber auch 
unter erheblichem Konsolidierungsdruck, so dass das Land wohl kaum auf 
diesen Betrag verzichten kann. Das Befrachtungsvolumen wird dagegen um 
158,5 Mill. € verringert. Es handelt sich hier um Mehrkosten, die dem Land 
durch die Übernahme des Straßenbaus von den Landschaftsverbänden ent-
standen sind. Das Land will in Zukunft auf dauerhafte Befrachtungen ver-
zichten und stattdessen im Rahmen eines Abwägungsprozesses auf den 
Verbundsatz als Steuerungsinstrument zurückgreifen (s.u.). 

Die nordrhein-westfälischen Gemeinden wurden bisher an den Finanzie-
rungslasten der Deutschen Einheit (Fonds Deutsche Einheit, Ausgleichs-
zahlungen im Länderfinanzausgleich) über eine erhöhte Gewerbesteuerum-
lage und sog. Solidarbeiträge beteiligt. Die Finanzierungslasten wurden 
spitz abgerechnet, also entsprechend der relativen Finanzkraft der Gemein-
den (Steuereinnahmen plus Schlüsselzuweisungen) umgelegt, wobei die 
erhöhte Gewerbesteuerumlage angerechnet wurde. Dies führte bislang da-
zu, dass steuerstarke Städte entlastet, steuerschwache Städte dagegen be-
lastet wurden. Die nordrhein-westfälischen Gemeinden werden auch künf-
tig direkt und indirekt an der Finanzierung der Einigungslasten –
 Ersatzleistung Fonds Deutsche Einheit und Leistungen im Rahmen des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichs – beteiligt. Die Gemeinden müssen eine 
erhöhte Gewerbesteuerumlage erbringen und der kommunale Steuerver-
bund wird indirekt gekürzt, weil die Länder einen Umsatzsteuerfestbetrag 
zur finanziellen Kompensation des Bundes abführen, der die Verbindlich-
keiten des Fonds Deutsche Einheit übernommen hat. Der Wegfall des Soli- 
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Tabelle 8 
Auswirkungen der Umstellung der Verbundmasse von Soll- auf Istgrößen 

Ist 
(1.10.2004 -
30.09.2005)1 

Soll 
Haushaltsentwurf 

20062 
Differenz 

Verbundgrundlagen 

in 1000 € 

Lohnsteuer 12 145 656 12 100 000    45 656 

Veranlagte Einkommensteuer   1 110 954   1 325 000 -214 046 

Nicht veranlagte Steuern v. Ertrag   1 527 990   1 560 000    -32 010 

Körperschaftsteuer   1 787 615   1 900 000 -112 385 

Umsatzsteuer   8 706 164   8 350 000  356 164 

Einfuhrumsatzsteuer   3 042 635   3 200 000 -157 365 

Zinsabschlag        777 745      800 000    -22 255 

Obligatorische Verbundgrundlagen 29 098 759 29 235 000 -136 241 

Länderfinanzausgleich3   -540  755    -700 000 159 245 

Komp. Familienleistungsausgleich   -469  563    -475 000     5 437 

Komm. Entlastungsausgleich Ost     165 000      220 000 -55 000 

Bereinigte Summe 28 253 441 28 280 000 -26 559 

Grunderwerbsteuer (4/7)     625 060      628 571   -3 511 

Fakultative Verbundgrundlagen     625 060      628 571   -3 511 

Verbundgrundlagen insgesamt 28 878 501 28 908 571 -30 070 

Verbundsatz in % 23 23 23 

Originäre Verbundmasse   6 642 055   6 648 971   - 6 916 

Nachrichtlich: 
ohne Systemumstellung SBG 

 
  6 765 739 

 
  6 809 971 

 
 -44 232 

Eigene Berechnungen nach Angaben der Landesregierung. – 1Landtag Nordrhein-Westfalen 
(Hrsg.) (2006: 43). – 2Haushaltsplan 2006,  Entwurf. – 3Systemumstellung Solidarbeitragsgesetz 
(SBG). 

 

darbeitragsgesetzes hat allerdings zur Folge, dass die Ausgleichszahlungen 
des Landes in den Länderfinanzausgleich nunmehr dem Steuerverbund 
angelastet werden (sog. Bereinigung der Gemeinschaftssteuern)6.  

Des Weiteren wird der Finanzierungsbeitrag der kommunalen Ebene nicht 
mehr spitz abgerechnet und der interkommunale Lastenausgleich in den 
originären kommunalen Finanzausgleich verlagert. Dadurch werden finanz-
schwache Gemeinden begünstigt. Die Entlastungen je Einwohner nehmen 

                                                           
6 Die Systemumstellung auf Ist-Zahlen bewirkt hier, dass dem Steuerverbund lediglich 

541 Mill. € angelastet werden, anstatt der im Haushalt 2006 veranschlagten 700 Mill. €. 
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erwartungsgemäß mit wachsender Steuerkraft (hier: Steuerkraftmesszahl) 
ab und kehren sich dann zunehmend in Belastungen um. Verlierer sind 
insbesondere steuerstarke und abundante Gemeinden, die einen deutlichen 
größeren Beitrag je Einwohner leisten müssen als bisher: 51 von 144 Ge-
meinden, die Mehrbelastungen hinnehmen müssen, erhalten keine Schlüs-
selzuweisungen. Von 91 Gemeinden mit einer überdurchschnittlichen Steu-
erkraftmesszahl je Einwohner werden lediglich 5 entlastet.  

Für die Be- und Entlastungswirkungen ist aber auch von Bedeutung, welche 
Rolle die Gewerbesteuer als Einnahmequelle spielt. Gemeinden mit einem 
Anteil der Gewerbesteuer bis zu etwa 40 % an der Steuerkraft insgesamt 
werden entlastet. Gemeinden mit höheren Anteilen, die zumeist auch abun-
dant sind, müssen dagegen Belastungen durch die Neuregelung hinnehmen. 
Der Anteil der Gewerbesteuer liegt bei zwei Dritteln der Gemeinden mit 
einer überdurchschnittlichen Steuerkraft bei etwa 50 % und mehr. 

Der kommunale Finanzausgleich dient vor allem der Aufstockung der 
kommunalen Finanzmittel sowie einem angemessenen Ausgleich der Steu-
erkraftunterschiede zwischen den Gemeinden und Gemeindeverbänden. Er 
soll also primär eine eigenverantwortliche Aufgabenerfüllung ermöglichen. 
Zweckgebundene Zuweisungen sind insoweit ein Fremdkörper im kommu-
nalen Finanzausgleich. Die Landesregierung entlastet den Verbund folge-
richtig um Zweckzuweisungen in Höhe von 175,9 Mill.  €. Sie werden nun in 
den Etats der zuständigen Fachministerien veranschlagt. Vorteilhaft für die 
Kommunen ist, dass sie über mehr Mittel frei verfügen können. Nachteilig 
für sie ist, dass die Zweckzuweisungen nunmehr wie alle übrigen Mittel den 
üblichen Restriktionen des Haushaltsvollzugs unterliegen. Noch nicht zuge-
sagte Zweckzuweisungen werden damit „anfälliger“ für Kürzungsaktionen.  

Die Entlastungen des kommunalen Finanzausgleichs (Reduzierung des 
Befrachtungsvolumens, Übernahme der Zweckzuweisungen) und Belastun-
gen des kommunalen Finanzausgleichs (Bereinigung der Gemeinschafts-
steuern um den Länderfinanzausgleich) dürfen nicht isoliert betrachtet wer-
den. Das Land will zukünftig den Verbundsatz als originären Steuerungspa-
rameter nutzen, um die Steuerverbundmasse festzusetzen. Danach hätte 
eigentlich u.a. die Reduzierung des Befrachtungsvolumens zu einer Senkung 
des Steuerverbundsatzes geführt; zusätzliche Belastungen durch den Län-
derfinanzausgleich, aber auch mögliche „Überzahlungen“ im Rahmen der 
erhöhten Gewerbesteuerumlage führten jedoch zu der Entscheidung, den 
Verbundsatz in den kommenden Jahren unverändert bei 23 % zu lassen. Es 
wird indes explizit darauf hingewiesen, dass diese Angaben nicht bindend 
seien. Der angestrebten Erhöhung der Transparenz und der kommunalen 
Planungssicherheit wäre es sicherlich förderlich, wenn die Festsetzung der 
Verbundquote anhand objektivierbarer Kriterien in einem formalen Ver-
fahren erfolgen würde, z.B. durch eine Deckungsquotenberechnung. 
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III. Langfristiger Sanierungspfad 

14. Die Landesregierung setzt mit dem vorliegenden Haushaltsplanentwurf 
das Koalitionsziel der Haushaltskonsolidierung um. Wie beurteilen Sie 
die Konsolidierungsbeiträge im Haushaltsplanentwurf vor dem Hinter-
grund einer generationengerechten Haushaltspolitik? 

Generationengerechtigkeit liegt grob gesprochen dann vor, wenn die heuti-
ge Generation mit ihren Entscheidungen den zukünftigen Generationen die 
selben Nettolasten bzw. -erträge auferlegt, die auch sie selbst zu tragen bzw. 
genossen haben. Dabei muss die intertemporale Budgetrestriktion des Staa-
tes beachtet werden, die besagt, dass über alle Zeit hinweg betrachtet, sämt-
liche offene und verdeckte „... Staatsschuld in unendlicher Frist aus den 
Nettosteuerzahlungen aller momentan und zukünftig lebenden Wirtschafts-
subjekte finanziert werden muss“ (Raffelhüschen et al. 2004: 11). Insbeson-
dere müssen die Schulden der heutigen Generationen zum großen Teil von 
zukünftigen Generationen getragen werden. Investive Ausgaben erzielen 
allerdings zukünftig Erträge, von denen auch zukünftige Generationen pro-
fitieren können, wodurch deren Nettolast gesenkt wird. Rein konsumtive 
oder Versorgungsausgaben, die kreditfinanziert werden, erhöhen dagegen 
uneingeschränkt die Steuern zukünftiger Generationen.  

Die erforderliche präzise Berechnung der jeweiligen Nettosteuerzahlungen 
und -lasten der einzelnen Generationen erfordert eine sorgfältige Analyse, 
die hier nicht geleistet werden kann. Alle bisherigen Analysen kommen 
jedoch zum Ergebnis, dass die heutigen Generationen „über ihre Verhält-
nisse leben“ und die resultierenden Lasten zukünftigen Generationen auf-
gebürdet werden (Raffelhüschen et al. 2004). Die von den verschiedenen 
föderalen Ebenen aktuell praktizierte Finanzpolitik wird vielfach als nicht 
generationsgerecht bezeichnet. Da Generationengerechtigkeit und Nachhal-
tigkeit einer Finanzpolitik eng miteinander verwandt sind, erfordert auch 
die Korrektur der Generationenungerechtigkeit heute entweder Steuerer-
höhungen oder Ausgabenkürzungen. Gerade auf Länderebene fällt die 
erste Option mangels effektiver Möglichkeiten aus, so dass eine Korrektur 
nur über die Ausgabenseite erfolgen kann. Abbildung 3 zeigt, dass in der 
Finanzplanung die Ausgaben des Landes von 2007 bis 2009 kontinuierlich 
steigen. Die Einsparmaßnahmen reichen somit nicht aus, eine Korrektur der 
Generationenungerechtigkeit zu bewirken. Dies ist nicht verwunderlich, da 
die neue Regierung sich erst einmal zum Ziel gesetzt hat, bis 2009 wenigs-
tens einen verfassungsgemäßen Haushalt vorzulegen. Dies würde wenigs-
tens die fortdauernde Verstärkung der Generationenungerechtigkeit mil-
dern. Aber gerade an der fehlenden Verfassungsmäßigkeit der geplanten 
Haushalte (siehe Frage 15 im Detail) wird das Problem der Generationen-
ungerechtigkeit klar: hohe Nettoneuverschuldung geht einher mit einer 
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geringeren Investitionstätigkeit, wo doch gerade Investitionen die Nettolas-
ten der Verschuldung zukünftiger Generationen senken könnten. Daher ist 
zu begrüßen, dass Ausgaben, von denen die Jungen und zukünftige Genera-
tionen profitieren, wie im Bereich Bildung, von Einsparungen in geringerem 
Maße betroffen sind. An dieser Stelle zeigt sich aber auch, dass potentiell 
als Investition zu bewertende Ausgaben wie zusätzliche Personalausgaben 
für Lehrer nicht als investiv klassifiziert werden. Daher besteht bei der Mes-
sung von Investitionstätigkeit im Zusammenhang mit der Verfassungsmä-
ßigkeit eines Haushaltes zumindest Diskussionsbedarf.  

Abbildung 3 

 Entwicklung der bereinigten Gesamtausgaben
2000 bis 2009; in Mrd. ¤

Eigene Berechnungen auf der Basis der fortlaufenden Finanzpläne Nordrhein-Westfalens. 

52 52

46 46

47 47

48 48

51 51

50 50

49 49

45 45

2000 2001 2002 2003 2004 2005 20072006 2008 2009

Plan

 

15. Wie beurteilen Sie die Realisierbarkeit, einen Haushalt vorzulegen, der 
mittelfristig der Kreditverfassungsgrenze des Artikels 83 Satz 2 LVerf. 
NRW entspricht? 

Die Landesregierung geht in ihrer mittelfristigen Finanzplanung von einer 
schrittweisen Rückführung der hohen Nettoneuverschuldung von 5,9 Mrd. € 
(2006) auf 3,9 Mrd. € (2009) aus. Die Neuverschuldung ist in allen Jahren 
des Finanzplanungszeitraums höher angesetzt als die Summe der eigenfi-
nanzierten Investitionen (Tabelle 1) und liegt somit oberhalb der gemäß 
Artikel 83 Satz 2 der Landesverfassung für den Regelfall maximal zulässi-
gen Grenze für die Kreditaufnahme. Diese Grenze soll bei Umsetzung der 
Planungen spätestens 2010 wieder eingehalten werden. Um die Verfas-
sungsgrenze für die Nettokreditaufnahme schon früher einzuhalten, wären – 
ungeachtet etwaiger konjunkturbedingter Haushaltsentlastungen in der 
kurzen sowie wachstumsbedingter Mindereinnahmen in der mittleren 
Frist – rein rechnerisch zusätzliche Konsolidierungsanstrengungen von 
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2,6 Mrd. € (2006), 1,6 Mrd. € (2007), 1 Mrd. € (2008) und 0,6 Mrd. € (2009) 
erforderlich. 

Die Landesregierung rechtfertigt die an sich verfassungswidrige Neuver-
schuldung damit, dass sie ansonsten bundesgesetzlichen Vorgaben und lan-
desverfassungsrechtlichen Aufgaben nicht nachkommen könne. Angesichts 
des hohen Verschuldungsniveaus, der für 2006 bereits beschlossenen Ein-
sparungen in Höhe von 1,26 Mrd. € und des zur Einhaltung der Kreditober-
grenze erforderlichen zusätzlichen Konsolidierungsvolumens von 2,6 Mrd. € 
(bzw. 5,3 % der Ausgaben) ist es verständlich, dass 2006 die Kreditober-
grenze nochmals überschritten wird. Kritisch muss allerdings bewertet wer-
den, dass diese Grenze erst 2010 wieder eingehalten werden soll, denn es ist 
die originäre Aufgabe der Landesregierung, diese Grenze bei der Aufstel-
lung des Haushaltes in angemessener Weise zu berücksichtigen. Mit Blick 
auf die haushaltsrechtlichen Verschuldungsgrenzen, die hohen Zinsver-
pflichtungen und die eingeengten budgetären Handlungsspielräume ist ein 
rascherer Defizitabbau geboten. Zudem würde damit auch der Zielsetzung 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts entsprochen, der für den Gesamtstaat 
mittelfristig einen annähernd ausgeglichenen Haushalt vorschreibt. 

Die Landesregierung sieht indes keine zusätzlichen eigenen Möglichkeiten, 
die hohen Haushaltsfehlbeträge durch Einnahmesteigerungen oder Ausga-
benkürzungen schneller zurückzuführen. Es seien auf der Einnahmenseite 
erste Schritte zur Aktivierung von Landesvermögen eingeleitet und auf der 
Ausgabenseite die Einsparpotenziale ausgeschöpft. Lediglich durch die von 
der Bundesregierung geplanten, aber parlamentarisch noch nicht verab-
schiedeten Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung könne eine frühere 
Unterschreitung der Verfassungsgrenze ermöglicht werden, denn deren 
finanzielle Auswirkungen seien in der mittelfristigen Finanzplanung nur zu 
einem geringen Anteil berücksichtigt.  

In der Tat kann aufgrund der auf Bundesebene geplanten Änderungen im 
Steuerrecht mit merklichen Mehreinnahmen gerechnet werden, die auch – 
entsprechend den Anteilen am Steueraufkommen – die Haushaltslage in 
NRW entspannen dürfte. Zwar ist das gerade verabschiedete Gesetz zur 
steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung – wie oben dar-
gestellt – mit begrenzten Mindereinnahmen verbunden, dem stehen jedoch 
erhebliche Mehreinnahmen aus den im Jahr 2007 geplanten Steuerrechts-
änderungen gegenüber. So dürfte die Anhebung des Regelsatzes der Um-
satzsteuer auf 19 % und des Spitzensatzes bei der Einkommensteuer für 
nichtgewerbliche Einkommen oberhalb von 250 000/500 000 € (Ledi-
ge/Verheiratete) auf 45 % – ohne Berücksichtigung der kurzfristig erwarte-
ten gesamtwirtschaftlichen Restriktionswirkungen – zu Mehrreinnahmen im 
Haushalt des Landes von reichlich 2 ½ Mrd. € führen. Zudem sollen weitere  
 



34 RWI Essen 

Abbildung 4 

 Finanzierungssaldo, Schuldenstand und Zinsausgaben in Relation zum nominalen
Bruttoinlandsprodukt in Nordrhein-Westfalen

1970 bis 2005; in % des BIP

Eigene Berechnungen auf der Basis der fortlaufenden Finanzpläne Nordrhein-Westfalens. 
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Steuervergünstigungen abgebaut werden, wie die Entfernungspauschale für 
die ersten 20 km oder der Sparerfreibetrag. Dies könnte 2007 den NRW-
Haushalt zusätzlich um etwa 150 Mill. € entlasten. Aufgrund der auf Bun-
desebene beschlossenen Einsparmaßnahmen kann auf der Ausgabenseite 
des NRW-Haushalts nicht mit Entlastungen gerechnet werden7. 

Die für 2008 geplante Reform der Unternehmensbesteuerung, die u.a. dar-
auf abzielt, die Investitionsbedingungen in Deutschland für inländische und 
ausländische Investoren attraktiver zu machen und zu mehr Wachstum und 
Beschäftigung beizutragen, könnte indes mit Mindereinnahmen verbunden 
sein. In den vorliegenden Reformvorschlägen8 wird jedenfalls empfohlen, 

                                                           
7 Das strukturelle Defizit dürfte aufgrund von diskretionären Eingriffen auf der Einnahmen- 

und der Ausgabenseite sowie von Einsparungen im Haushaltsvollzug in diesem Jahr um 
7 Mrd. € (0,3 % des BIP) und im kommenden Jahr um weitere 19 Mrd. € (0,8 %) gesenkt 
werden. Die Haushaltskonsolidierung erfolgt dabei nur in geringem Maße durch Ausgabenein-
sparungen (insbesondere beim Bund und der Sozialversicherung) und zum weit überwiegenden 
Teil über die Einnahmeseite (Döhrn et al. 2006). 

8 Die Stiftung Marktwirtschaft hat eine „Einheitliche Unternehmensteuer“ vorgeschlagen, 
der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gemeinsam 
mit dem Max-Planck-Institut für Geistiges Eigentum, Wettbewerbs- und Steuerrecht und dem 
Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung für die „Duale Einkommensteuer“ plädiert, 



Stellungnahme zum NRW-Haushaltsstrukturgesetz 2006 35 

die aus der Verringerung der Steuersätze resultierenden Steuerausfälle 
nicht vollständig durch Mehreinnahmen aus der Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage auszugleichen (Gebhardt, Kambeck 2006). Es wird also – 
anders als von der Bundesregierung anvisiert – keine aufkommensneutrale 
Reform empfohlen, da nur dann merkliche Investitionsanreize ausgelöst 
werden, wenn die effektive Steuerbelastung deutlich gesenkt und die Stand-
ortqualität nachhaltig verbessert wird. 

Haushaltsrisiken bestehen in der mittleren Frist beim Steueraufkommen, 
denn die den Steueransätzen zugrunde liegenden Wachstumsvorgaben der 
Bundesregierung sind trotz der im Frühjahr vergangenen Jahres erfolgten 
Revision nach unten noch ehrgeizig angesetzt. Angesichts des geringen 
Trendwachstums in Deutschland und der Strukturprobleme in NRW hätte 
der bei den Steueransätzen vorgenommene Sicherheitsabschlag – wie darge-
stellt – etwas höher ausfallen können. Um auf den angestrebten Wachs-
tumspfad einzuschwenken und damit eine notwendige Bedingung zur 
Haushaltskonsolidierung zu schaffen, sind zusätzliche wirtschaftspolitische 
Anstrengungen auf gesamtstaatlicher Ebene erforderlich, so z.B. eine stär-
kere qualitative Konsolidierung der Staatsfinanzen sowie eine Reform der 
Unternehmensbesteuerung (Döhrn et al. 2006).  

Alles in allem ist somit ungewiss, ob und inwieweit die anstehenden Ände-
rungen des Steuerrechts, auf denen die Hoffnungen der Landesregierung 
für einen rascheren Defizitabbau beruhen, die öffentlichen Haushalte ent-
lasten. Daher sollte auch die Landesregierung mehr als geplant dazu beitra-
gen, dass möglichst vor 2010 die verfassungsgemäße Grenze der Neuver-
schuldung wieder eingehalten werden kann. Dabei sollte sie insbesondere 
auf Einsparungen bei den konsumtiven Staatsausgaben setzen. Internatio-
nale Erfahrungen belegen, dass die Aussichten für eine erfolgreiche Haus-
haltskonsolidierung am größten sind, wenn nicht auf der Einnahmenseite, 
sondern auf der Ausgabenseite, insbesondere bei den Transferausgaben und 
beim Staatsverbrauch, angesetzt wird. Die bei den konsumtiven Ausgaben 
vorgenommenen Einsparungen stellen eine wichtige Erfolgsbedingung für 
eine langfristig tragfähige Konsolidierung dar (z.B. Alesina und Perotti 
1997; SVR 2002). 

                                                                                                                                     
der Heidelberger Steuerkreis in Zusammenarbeit mit dem RWI Essen die „Zinsbereinigte 
Gewinnsteuer“ empfohlen (Heidelberger Steuerkreis und RWI Essen, 2006). 
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16. Wie ist der Passus auf Seite 54 des Haushaltsgesetzes zu beurteilen, 
wonach Haushaltsverbesserungen aufgrund von Änderungen im Steuer-
recht oder von anderen haushaltswirksamen bundesgesetzlichen Vor-
schriften zu verzeichnende Haushaltsverbesserungen konsequent zu 
Reduzierung der Nettoneuverschuldung eingesetzt werden sollen? Wie 
stellt sich in diesem Zusammenhang die Entwicklung der letzten Jahr-
zehnte dar? 

Der Vorsatz, alle Haushaltsverbesserungen durch etwaige Mehreinnahmen 
und Minderausgaben konsequent zur Reduzierung der Nettoneuverschul-
dung zu nutzen, ist zu begrüßen; im Rahmen einer Haushaltskonsolidierung 
ist dieser Vorsatz zwingend. So kann die Zunahme der bestehenden Gene-
rationenungerechtigkeit vermindert und der Konsolidierungswillen der 
Landesregierung bekräftigt werden. Die zunehmende Einschränkung des 
Spielraumes würde gemildert, da bei niedrigerer Neuverschuldung zukünf-
tige Zinslasten geringer ausfielen. Würden sich im Haushaltsvollzug aller-
dings Haushaltslöcher bilden, so würden diese, wie bisher üblich, mit diesen 
Geldern gestopft, ohne dass es zu einer Reduzierung der Nettoneuverschul-
dung käme.  

17. Die Landesregierung bekundet ihren Willen zu einer konsequenten 
Konsolidierungspolitik (Seite 54). Welche mittel- bis langfristigen Aus-
wirkungen würde eine Haushaltpolitik zeitigen, die auf ausgabenseitige 
Konsolidierungsmaßnahmen verzichtet und zu einer verstärkten Kredit-
aufnahme führt, insbesondere für 
– Die Funktionsfähigkeit des nordrhein-westfälischen Staatsgefüges? 
– Die Akzeptanz der Politik durch die Bevölkerung (Staatsvertrauen)? 
– Die finanzielle Stabilität des gesamtdeutschen Gefüges? 
Würde eine solche Politik zu einer massiven Anhäufung von Zukunfts-
lasten führen? 

Wir haben bei unseren Antworten der vorstehenden Fragen betont, dass wir 
keine Alternative zu einer nachhaltigen Konsolidierung des nordrhein-
westfälischen Landeshaushaltes über eine Reduzierung und Begrenzung der 
Ausgaben sehen. Es ist offensichtlich, dass eine weitere Steigerung der Net-
toneuverschuldung das Land in absehbarer Zeit in eine Notlage führen 
würde. Ein solches Szenario würde den Handlungsspielraum der Politik 
noch weiter einengen, weil ein steigender Teil der „ordentlichen“ Einnah-
men für den Schuldendienst eingesetzt werden müsste.  

Wann nun die Funktionsfähigkeit eines Landes in welchem Ausmaß beein-
trächtigt ist und zu welchen Konsequenzen ein (weiter) schwindendes 
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Staatsvertrauen der Bürger führt, ist schwer zu beantworten. Die finanzielle 
Stabilität des Staatsgefüges würde natürlich in Mitleidenschaft gezogen, 
wenn nicht ein Stadtstaat wie Berlin oder Bremen in Zahlungsschwierigkei-
ten käme, sondern ein so großes Bundesland wie Nordrhein-Westfalen. 

Die Antwort auf die nachstehende Frage 18 zeigt, welchen Handlungsbe-
darf man mit der Zielsetzung einer nachhaltigen Finanzpolitik hat, selbst 
wenn man die bereits umgesetzten und geplanten Maßnahmen berücksich-
tigt. Ein Szenario ohne diese Maßnahmen wird von uns nicht quantifiziert, 
anhand der nachstehenden Antwort zeigt sich aber bereits das zu erwarten-
de Ausmaß. 

18. Welche Bedeutung kommt den schon bisher angehäuften Zukunftslas-
ten zu bzw. welche Wirkungen lassen sich bereits jetzt prognostizieren, 
nicht zuletzt angesichts der sich abzeichnenden demographischen Ent-
wicklung? 

Eine nachhaltige Finanzpolitik sollte sich an drei Aspekten orientieren: der 
Sicherung des budgetären Handlungsspielraums, der intergenerativen Ge-
rechtigkeit und der Sicherung des Wirtschaftswachstums. Der Konsolidie-
rungsbedarf des Landeshaushalts kann deshalb nicht alleine an der explizi-
ten Verschuldung des Landes, dem aktuellen Schuldenstand, gemessen 
werden. Es sind auch Verpflichtungen zu berücksichtigen, die erst auf lange 
Sicht haushaltswirksam werden (implizite Staatsschuld). Eine zentrale Rolle 
spielt bei allen Aspekten die demographische Entwicklung, die Auswirkun-
gen für den Landeshaushalt, aber auch für die kommunalen Haushalte und 
die Pensions- und Versorgungsverpflichtungen des Landes hat. Zu bewerten 
ist demnach etwa, ob sich die Landesregierung mit den vorgelegten Planun-
gen auf dem richtigen Weg befindet, um diesen Auswirkungen zu begegnen. 

Um das Problem zumindest ansatzweise zu umreißen, soll es hier kurz an-
hand unterschiedlicher Budgetkomponenten diskutiert werden. Der Primär-
saldo stellt den Überschuss aus laufenden Einnahmen und Ausgaben abzüg-
lich der Zinsausgaben dar. Er fasst damit diejenigen finanzwirtschaftlichen 
Größen zusammen, die aktuell beeinflussbar sind. Die Zinsausgaben hinge-
gen sind durch die Kreditentscheidungen der Vergangenheit exogen vor-
gegeben und können allenfalls mit Hilfe der Umschuldungspolitik (debt 
management) beeinflusst werden. Reicht der Primärsaldo nicht zur De-
ckung der Zinsverpflichtungen aus, so muss zumindest ein Teil der Zinsaus-
gaben auch kreditfinanziert werden. Längerfristig sind kreditfinanzierte 
Zinszahlungen nicht nachhaltig. Eine Mindestanforderung nachhaltiger 
Haushaltspolitik ist hier die Konstanz der Schuldenstandsquote. 
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Abbildung 5 

 Primärsaldo, notwendiger Primärsaldo und Schuldenstandsquote  in Nordrhein-Westfalen

1970 bis 2009; in % des BIP
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Die sog. Nachhaltigkeitslücke errechnet sich aus der Differenz zwischen 
dem notwendigen Primärsaldo zur Stabilisierung der Schuldenstandsquote 
und dem tatsächlichen Primärsaldo (Abbildung 5). Der Rückblick zeigt, 
dass einer Konsolidierungsphase in den späten achtziger Jahren, die durch 
den Einigungsboom verlängert wurde, wieder eine Phase zunehmender 
Haushaltsprobleme folgte. Die Lage hat sich auch in den folgenden Jahren 
nicht verbessert, in denen die Schuldenstandsquote weiterhin stieg. In den 
Jahren 2008 und 2009 wird zwar nach der vorliegenden Finanzplanung wie-
der ein Primärüberschuss erwirtschaftet. Er wird aber bei weitem nicht aus-
reichen, um die Schuldenstandsquote zu stabilisieren. Ihr Anstieg wird sich 
allerdings merklich abschwächen

9
. Hieraus errechnet sich ein zusätzlicher 

Konsolidierungsbedarf in 2006 von reichlich 4 Mrd. €. Dies entspricht 9,2 % 
der geplanten um die Zinsausgaben verminderten bereinigten Gesamtaus-
gaben. 

                                                           
9 Bei den Berechnungen ist noch nicht das Zinsrisiko berücksichtigt. Die Landesregierung 

geht ausweislich der Finanzplanung davon aus, dass in den kommenden Jahren die Durch-
schnittsverzinsung der Landesschulden geringfügig um einen Zehntelpunkt sinkt. 
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Abbildung 6 

 Versorgungsausgaben und implizite Verschuldung in Nordrhein-Westfalen (Barwerte) 1

2001 bis 2041; in Mrd. ¤ und Preisen von 2001
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Der Primärsaldo berücksichtigt allerdings nur die expliziten Schulden. Das 
Land ist auch im erheblichen Umfange implizite Schulden eingegangen. 
Hier sind vor allem die Pensionsverpflichtungen zu nennen, deren Gegen-
wartswert sich in 2001  auf 92,8 Mrd. € belief (Abbildung 6)10. Die damalige 
Kreditmarktverschuldung des Landes belief sich auf 83,2 Mrd. € (explizite 
Verschuldung). Bund und Länder haben auf dieses Problem mit der Bildung 
sog. Versorgungsrücklagen reagiert, die von den Beamten durch eine 
0,2 %ige Kürzung der Besoldungs- und Versorgungsanpassung finanziert 
wird (die allerdings vorübergehend ausgesetzt ist). Man geht davon aus, 
dass diese Rücklage im Jahre 2018 sich auf 7,3 Mrd. € belaufen wird. Ab 
2018 darf das Land auf diese Rücklage zugreifen. Die alte Landesregierung 
hat zudem im Frühjahr 2005 ein Sondervermögen „Versorgungsfonds des 
Landes Nordrhein-Westfalen“ errichtet. Dem Fonds werden zum Ersten 
eines jeden Kalendermonats 500 € für jede(n) Beamtin und Beamten sowie 
jede(n) Richterin und Richter zugeführt, dessen Dienstverhältnis nach dem 
31. Dezember 2005 beginnt. Der Betrag wird im Falle einer linearen Besol-
dungserhöhung entsprechend aufgestockt. 

Der demographische Wandel hat sowohl Folgen für die Einnahmen- wie die 
Ausgabenseite des Landeshaushalts. Bei den Gemeinschaftsteuern sind 
insbesondere die Umsatz- und die Einkommensteuer demographisch beein-
flusst. Im Falle der Umsatzsteuer ist die bundesweite Entwicklung des End-

                                                           
10 Es wurde eine 1-prozentige Abnahme des Personals unterstellt.  
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verbrauchs von Bedeutung, die maßgeblich von der Einwohnerzahl be-
stimmt wird. Für das Land ist zusätzlich relevant, dass die Verteilung des 
Umsatzsteueraufkommens primär nach der Einwohnerzahl erfolgt und nicht 
nach der regionalen Verteilung des Verbrauchs. Weil der Bevölkerungsan-
teil Nordrhein-Westfalens nach Berechnungen der 10. koordinierten Bevöl-
kerungsvorausberechnung voraussichtlich von derzeit 21,9 % auf 21,4 % im 
Jahre 2050 zurückgehen wird (Variante 5: Wanderungssaldo plus 200 000 
p.a., mittlere Lebenserwartung), muss Nordrhein-Westfalen zukünftig mit 
Verlusten an Umsatzsteueranteilen rechnen. Einkommensteuer ist am 
Wohnort zu entrichten bzw. wird im Falle der Lohnsteuer dem Wohnort 
zugerechnet. Der Einfluss der Einwohnerzahlen auf das Steueraufkommen 
ist damit offensichtlich. 

Darüber hinaus wird der Anteil der Menschen im erwerbsfähigen Alter (15 
bis unter 65 Jahre) voraussichtlich von aktuell 65,8 % im Jahre 2013 auf den 
Höchststand von 66,6 % steigen, um dann bis 2050 auf 59,2 % abzufallen. 
Der demographische Wandel wird deshalb die Aufkommensentwicklung in 
den kommenden Jahren noch begünstigen, ab Mitte des kommenden Jahr-
zehnts die Aufkommensdynamik aber eher bremsen. Durch den Übergang 
zur nachgelagerten Besteuerung der Renten wird dieser Effekt möglicher-
weise gemildert. Von Bedeutung sind aber nicht nur die Zahl der potenziell 
Erwerbstätigen, sondern auch deren Altersstruktur und die künftigen Er-
werbsquoten. Auch trotz möglicher Änderungen in der Erwerbsneigung 
älterer Arbeitnehmer gilt es für die Landesregierung, das demographische 
Fenster der nächsten 10 Jahre für eine langfristige Sanierung des Landes-
haushalts zu nutzen. 

Vom demographischen Wandel verspricht man sich vielfach eine Entlastung 
des Landeshaushalts durch sinkende Schülerzahlen. Diese werden voraus-
sichtlich von derzeit etwa 2,9 Mill. auf 2,6 Mill. (Schuljahr 2015/16) zurück-
gehen. Im Schuljahr 2027/28 wird ein vorläufiger Tiefstand der Schülerzah-
len mit 2,5 Mill. erwartet. Welche Einsparungen sich hier realisieren lassen, 
ist angesichts des beginnenden Umbruchs in der Schullandschaft, z. B. der 
Umstellung auf Ganztagsbetrieb, ungewiss. Ähnliche Überlegungen gelten 
auch für die Betreuung von Kleinkindern und Kindern. Hier ist zwar eine 
Vollversorgung der drei- bis sechsjährigen erreicht, aber nicht in Form der 
Ganztagsbetreuung. Mehrausgaben durch die Alterung der Gesellschaft 
dürften hingegen den Landeshaushalt nur moderat belasten. Die Gemein-
den und Gemeindeverbände müssen aber mit erheblichen Mehrbelastungen 
rechnen, da sie an der Finanzierung der Grundsicherung für Rentner sowie 
der Sozialhilfe beteiligt sind. Hintergrund ist die absehbare Rentenentwick-
lung wie auch der voraussichtliche Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen.  

Eine langfristige Sanierung des Haushalts kann sich nicht alleine auf quanti-
tative Maßnahmen stützen. Es ist auch eine qualitative Konsolidierung bzw. 



Stellungnahme zum NRW-Haushaltsstrukturgesetz 2006 41 

die Entwicklung nachhaltiger Ausgabenstrukturen erforderlich. Traditionell 
wird dies an der Investitionsquote des Haushalts festgemacht. Die Höhe der 
eigenfinanzierten Investitionen bilden deshalb auch die verfassungsrechtli-
che Grenze der Nettoneuverschuldung. Bei der Gegenüberstellung von 
investiven als produktiven und konsumtiven als unproduktiven Ausgaben 
muss allerdings sorgfältig differenziert werden: Sie können auch konsumtive 
Ausgaben positive Wachstumswirkungen entfalten, z.B. Personalausgaben 
für Lehrer. Angesichts des demographischen Wandels und dem daraus re-
sultierenden zunehmenden Wettbewerb um Humankapital liegt es nahe, auf 
die Förderung des Humankapitals abzustellen. Welche Maßnahmen hier 
letztlich sinnvoll sind, kann nicht generell beantwortet werden, sondern ist 
im Einzelfall zu prüfen.  
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